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BUNDESGESETZBLATT

FUR DIE REPUBLIK OSTERREICH

Jahrgang 2006 Ausgegeben am 1. Dezember 2006 Teil 1
161. Bundesgesetz: Anderung der Gewerbeordnung 1994 und des
Wirtschaftstreuhandberufsgesetzes und Schaffung eines

Bilanzbuchhaltungsgesetzes — BibuG
(NR: GP XXII IA 846/A AB 1578 S. 158. BR: AB 7626 S. 737.)

161. Bundesgesetz, mit dem die Gewerbeordnung 1994 und das
Wirtschaftstreuhandberufsgesetz geindert werden und ein Bundesgesetz iiber die
Bilanzbuchhaltungsberufe (Bilanzbuchhaltungsgesetz — BibuG) geschaffen wird

Der Nationalrat hat beschlossen:
Artikel 1

Die Gewerbeordnung 1994, BGBI. Nr. 194, zuletzt gedndert durch das Bundesgesetz BGBI. Nr. I
84/2006, wird wie folgt gedndert:

1. § 2 Abs. 1 Z 10 lautet:

»10. die zur Berufsausiibung zéhlenden und in deren Rahmen vorgenommenen Tétigkeiten der
Rechtsanwilte, Notare, Verteidiger in Strafsachen, Ziviltechniker, Patentanwilte,
Versicherungstechniker, Wirtschaftstreuhdnder, Bilanzbuchhalter, Personalverrechner,
Buchhalter und Bérsesensale, den Betrieb von autorisierten Untersuchungs-, Erprobungs- und
Materialpriifungsanstalten und den Betrieb von akkreditierten (zugelassenen) Priif-,
Uberwachungs- und Zertifizierungsstellen und von 6ffentlichen Wig- und Messanstalten sowie
die Tétigkeiten sonstiger Personen oder Anstalten, die von der Behorde hiefiir besonders bestellt
und in Pflicht genommen wurden, die Revision und die damit im Zusammenhang ausgeiibte
Beratung von Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften und ihnen gleichgestellten Vereinen,
alle Auswanderungsgeschifte;"

2. § 9 Abs. 1 lautet:

,»(1) Juristische Personen und eingetragene Personengesellschaften (offene Gesellschaften und
Kommanditgesellschaften) kdnnen Gewerbe ausiiben, miissen jedoch einen Geschéftsfithrer (§ 39)
bestellt haben.*

3. Im § 9 Abs. 3 erster Satz wird die Wortfolge ,,Personengesellschaften des Handelsrechtes* durch die
Wortfolge ,eingetragene Personengesellschaften ersetzt.

4. In den §§9 Abs.5 erster Satz, 91 Abs.2 und 95 Abs. 1 wird jeweils die Wortfolge
Personengesellschaft des Handelsrechtes durch die Wortfolge ,eingetragene Personengesellschaft
ersetzt.

5. Inden §§ 9 Abs. 4, Abs. 5 zweiter Satz, 11 Abs. 2, 85 Z 4 und 121 Abs. 4 werden jeweils die Wortfolgen
,Personengesellschaft des Handelsrechtes* durch die Wortfolgen ,eingetragenen Personengesellschaft®
ersetzt.

6. In §9 Abs. 6 wird die Wortfolge ,einer Personengesellschaft des Handelsrechtes und ist diese
Personengesellschaft des Handelsrechtes durch die Wortfolge ,.einer eingetragenen Personengesellschaft
und ist diese Personengesellschaft® ersetzz.

7. § 10 entfiillt.
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8. § 11 Abs. 3 und Abs. 4 lauten:

,»(3) Die Gewerbeberechtigung einer eingetragenen Personengesellschaft geht mit dem Ausscheiden
des letzten Mitgesellschafters auf den verbleibenden Gesellschafter iiber, wenn dieser die
Voraussetzungen fiir die Ausiibung des betreffenden Gewerbes erfiillt. Abs. 5 und 6 gelten sinngemaf
mit der MaBgabe, dass der verbleibende Gesellschafter den Ubergang der Gewerbeberechtigung innerhalb
von sechs Monaten nach dem Ausscheiden des letzten Mitgesellschafters der Behorde (§ 345 Abs. 1)
anzuzeigen hat.

(4) Bei Umgriindungen (Verschmelzungen, Umwandlungen, Einbringungen, Zusammenschliissen,
Realteilungen und Spaltungen) geht die urspriingliche Berechtigung zur Gewerbeausiibung auf den
Nachfolgeunternehmer (Rechtsnachfolger) nach MafBigabe der in den Abs. 5 und 6 festgelegten
Bestimmungen iiber. Zu den Umgriindungen z&hlt auch die Einbringung von Unternehmen eingetragener
Unternehmer in eine zu diesem Zweck gegriindete eingetragene Personengesellschaft. Die Bestimmungen
des ersten Satzes sind auch in dem Fall anzuwenden, dass in Entsprechung des § 8 Abs. 3 UGB die
Eintragung einer Gesellschaft biirgerlichen Rechts (§§ 1175ff ABGB) in das Firmenbuch als eingetragene
Personengesellschaft erfolgt.*

9. Im § 11 Abs. 5 letzter Satz wird vor dem Wort ,Personengesellschaft“ das Wort ,eingetragene*
eingefiigt.

10. § 12 lautet:

»§ 12. Die Umwandlung einer offenen Gesellschaft in eine Kommanditgesellschaft oder einer
Kommanditgesellschaft in eine offene Gesellschaft bertihrt nicht die Gewerbeberechtigung.*

11. § 14 Abs. 2 lautet:

,»(2) Juristische Personen und sonstige ausldndische Rechtstrager, die weder ihren Sitz noch eine
Niederlassung im Inland haben, diirfen, soweit Staatsvertridge nicht anderes vorsehen, Gewerbe nicht
ausiiben.*

12. Inden §§ 27, 97 Abs. 2 Z 2, 121 Abs. 1 erster Satz und Abs. 1 Z 3, 135 Abs. 3 Z 2 und 141 Abs. 1 Z 2
werden jeweils die Wortfolgen ,Personengesellschaften des Handelsrechtes” durch die Wortfolgen
,eingetragenen Personengesellschaften® ersetzt.

13. Im § 62 Abs. 6 wird das Wort ,,Personengesellschaften* durch die Wortfolge ,,sonstigen auslandischen
Rechtstrigern® ersetzt.

14. § 63 lautet:

8 63. (1) Gewerbetreibende, die natiirliche Personen und keine im Firmenbuch eingetragene
Unternehmer sind, haben sich bei der duBleren Bezeichnung der Betriebsstétten und bei der Abgabe der
Unterschrift ihres Namens zu bedienen. Auf Geschéftsbriefen und Bestellscheinen, die auf Papier oder in
sonstiger Weise an einen bestimmten Empfinger gerichtet sind, sowie auf ihren Webseiten haben sie
ihren Namen und den Standort der Gewerbeberechtigung anzugeben. Im {ibrigen Geschiftsverkehr,
insbesondere in Ankiindigungen, diirfen Abkiirzungen des Namens oder andere Bezeichnungen
verwendet werden, wenn die verwendeten Ausdriicke zur Kennzeichnung des Unternehmens geeignet
sind und Unterscheidungskraft besitzen. Die Ausdriicke diirfen keine Angaben enthalten, die geeignet
sind, tber geschiftliche Verhiltnisse, die fiir die angesprochenen Verkehrskreise wesentlich sind,
irrezufiihren. Die sich aus den §§ 5 und 6 ECG, BGBI. I Nr. 152/2001 ergebenden Verpflichtungen
werden durch diese Bestimmungen nicht beriihrt. Nicht zur Kennzeichnung des Unternehmens geeignet
ist die bloe Angabe einer Telefonnummer, eines Postfaches oder die Angabe von E-Mail-Adressen, die
keine kennzeichnungskriftigen Ausdriicke enthalten.

(2) Gewerbetreibende, die juristische Personen und nicht in das Firmenbuch eingetragen sind, haben
sich zur &duBleren Bezeichnung der Betriebsstitten und bei Abgabe der Unterschrift im Geschéftsverkehr
ihres gesetzlichen oder in den Statuten festgelegten Namens zu bedienen. Im Ubrigen gilt Abs. 1
sinngemal.

(3) Fiir Gewerbetreibende, die in das Firmenbuch eingetragene Unternehmer sind, gelten §§ 14 und
17 bis 37 sowie 907 Abs. 3 des Unternehmensgesetzbuches — UGB, BGBI. I Nr. 120/2005. Absatz 1
vorletzter und letzter Satz ist auch auf diese Gewerbetreibenden anzuwenden.

(4) Anderungen des Namens durch die in Abs. 1 genannten Gewerbetreibenden sind innerhalb von 4
Wochen der Behorde (§ 345 Abs. 2) anzuzeigen.*
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15. § 64 lautet:

,,§ 64. Dem Namen diirfen nach Maflgabe des § 63 Abs. 1 zweiter und dritter Satz Zusétze beigefligt
werden.

16. § 85 Z 2 entfiilll.

17. $§ 85 Z 5 lautet:

,»>. mit Ablauf von sechs Monaten nach dem Ausscheiden des letzten Mitgesellschafters aus einer
eingetragenen Personengesellschaft, wenn der verbleibende Gesellschafter die Anzeige geméil
§ 11 Abs. 3 unterlassen hat oder im Fall des § 11 Abs. 5 letzter Satz kein Geschéftsfiihrer
innerhalb dieser Frist bestellt wurde;*

18. § 94 Z 9 entfiillt.
19. § 102 entfdllt.
20. Im § 137a Abs. 1 wird vor dem Wort ,,Personengesellschaft” das Wort ,eingetragene* eingefiigt.

21. Im § 339 Abs. 3 Z 3 wird das Wort ,Erwerbsgesellschaft durch das Wort ,,Personengesellschaft
ersetzt.

22. Im § 345 Abs. 1 wird die Wortfolge ,,gemdll § 11 Abs. 3 (weitere Ausiibung des Gewerbes einer
Personengesellschaft des Handelsrechtes nach Ausscheiden des letzten Mitgesellschafters, Eintritt eines
neuen Gesellschafters) durch die Wortfolge ,,gemiB § 11 Abs. 3 (Ubergang der Gewerbeberechtigung
auf den verbleibenden Gesellschafter mit Ausscheiden des letzten Mitgesellschafters)* ersetzt.

23. Nach § 376 Z 5 wird folgende Z Sa eingefiigt:
,,5a. (Ubergangsregelungen zu § 10)
Auf noch nicht im Firmenbuch eingetragene Personengesellschaften des Handelsrechtes, deren
Gewerbeberechtigung auf einer vor In-Kraft-Treten des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. 161/2006
erstatteten Gewerbeanmeldung beruht, sind die Bestimmungen des § 10 und des § 85 Z 2 in der
bis zum In-Kraft-Treten des vorangefiihrten Bundesgesetzes geltenden Fassung anzuwenden.

24. § 376 Z 9b erhdilt die Bezeichnung ,,9a%, Z 9b erhdlt folgenden Wortlaut:
,,9b. (Ubergangsregelung zu § 63 Abs.1)
Vordrucke und Bestellscheine sowie Webseiten haben bei den in § 63 Abs. 1 genannten
Gewerbetreibenden spitestens ab 1. Janner 2010 dem § 63 Abs. 1 in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBIL. 1 Nr. 161/2006 zu entsprechen, soweit die dort festgelegten
Anforderungen von den bis zum 31.12.2006 geltenden Bestimmungen abweichen.*

25. Dem § 382 wird folgender Abs. 14 angefiigt:

»(14) § 2 Abs. 1 Z 10, § 94 Z 9 und § 102 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. 161/2006
treten mit 1. Janner 2007 in Kraft.“

26. Dem § 382 wird folgender Abs. 31 angefiigt:

»(31) §9 Abs. 1, § 9 Abs. 3, § 9 Abs. 4, § 9 Abs. 5 zweiter Satz, § 9 Abs. 6, § 11 Abs. 2, § 12, § 14
Abs.2,§27,863,864,§852722,885724,§857Z5,§137a, §91 Abs. 2, §95 Abs. 1, §97 Abs.2 Z 2,
§ 121 Abs. 1 erster Satz, § 121 Abs. 1 Z 3, § 121 Abs. 4, § 135 Abs. 3 Z2, § 137a Abs. 1, § 141 Abs. 1
72,8339 Abs.3 Z 3, §345 Abs. 1 und § 376 Z 5a, Z 9a und 9b in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBIL. I Nr. 161/2006 treten mit 1. Jinner 2007 in Kraft. § 10 und § 85 Z 2 treten mit Ablauf des
31. Dezember 2006 auf3er Kraft.*
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Artikel 11

Das Wirtschaftstreuhandberufsgesetz, BGBI. I Nr. 58/1999, zuletzt gedndert durch das Bundesgestz
BGBI. I Nr. 120/2005, wird wie folgt geandert:

1. Das Inhaltsverzeichnis lautet:
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§ 20:
§21:
§ 22:
§23:

§ 24
§ 25
§ 26:
§ 27:

§ 28:
§ 29:
§ 30:
§31:
§ 3la:

§ 32:
§ 33:
§ 34:
§ 35:
§ 35a:

,Inhaltsverzeichnis

1. Teil: Berufsrecht

1. Hauptstiick: Wirtschaftstreuhandberufe - Berechtigungsumfang

Wirtschaftstreuhandberufe

(entfallen)

Berechtigungsumfang - Steuerberater
(entfallen)

Berechtigungsumfang - Wirtschaftspriifer
Berechtigungsumfang - Sonstiges
Offentliche Bestellung - Anerkennung

2. Hauptstiick: Natiirliche Personen

1. Abschnitt: Allgemeines

Voraussetzungen

Besondere Vertrauenswiirdigkeit

Geordnete wirtschaftliche Verhiltnisse
Vermogensschaden-Haftpflichtversicherung

Berufssitz

2. Abschnitt: Priifungen - Zulassung
(entfallen)
Zulassungsvoraussetzungen - Fachpriifung Steuerberater
Anrechnungszeiten
Zulassungsvoraussetzungen - Fachpriifung Wirtschaftspriifer
Antragstellung

Entscheidung iiber die Antragstellung
Nachsicht von den Zulassungsvoraussetzungen
Einladung zum ersten Priifungsteil
Priifungsantritt - Riicktritt

Priifungsgebiihr

Verfall von Teilpriifungen

3. Abschnitt: (entfallen)

(entfallen)
(entfallen)
(entfallen)
(entfallen)

4. Abschnitt: Priifungen - Steuerberater

Fachpriifung

Schriftlicher Priifungsteil

Miindlicher Priifungsteil
Priifungsbefreiungen

Priifungsbefreiungen fiir Wirtschaftspriifer

5. Abschnitt: Priifungen - Wirtschaftspriifer

Fachpriifung

(entfallen)

Schriftlicher Priifungsteil

Miindlicher Priifungsteil
Priifungsbefreiungen fiir Steuerberater
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§ 36:
§37:
§ 38:
§ 39:
§ 40:
§41:
§42:
§43:

§ 44.
§ 45:
§ 46:
§47:
§ 48:
§ 49:
§ 50:
§51:
§52:
§ 53:
§ 54:

§ 55:
§ 56:
§57:
§ 58:

§ 59:
§ 60:
§61:
§ 62:
§ 63:
§ 64:

§ 65:
§ 66:
§ 67:
§ 68:
§ 69:

§ 70:
§71:
§72:
§73:
§ 74:
§75:

§ 76:
§77:
§78:
§79:
§ 80:
§ 81:
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6. Abschnitt: Priifungsausschiisse

Allgemeines

(entfallen)

Priifungsausschuss - Steuerberater
Priifungsausschuss - Wirtschaftspriifer
Unabhéngigkeit

Zuriicklegung - Enthebung
Entschiadigung

Kanzleigeschéfte

7. Abschnitt: Priifungsverlauf - Priifungsbeurteilungen

Sprache - Auswertung - Offentlichkeit
Klausurarbeit

(entfallen)

Reihenfolge der Priifungen
Wiederholungen - Klausurarbeit
Miindlicher Priifungsteil - Beurteilung
Niederschrift

Wiederholungen - Miindlicher Priifungsteil
Priifungsergebnis - Verkiindung
Priifungszeugnisse - Bestitigungen
Priifungsordnung

8. Abschnitt: Berufsanwiirter

Voraussetzungen

Anmeldung

Anmeldung - Bescheid
Verzeichnis der Berufsanwirter

9. Abschnitt: Bestellungsverfahren

Antrag auf 6ffentliche Bestellung
Anspruch auf 6ffentliche Bestellung
Offentliche Bestellung - Eintragung
Beeidigung - Gelobnis

Versagung der 6ffentlichen Bestellung

Nichtigkeit
3. Hauptstiick: Gesellschaften

1. Abschnitt: Wirtschaftstreuhandgesellschaften
Voraussetzungen
Zuléssige Gesellschaftsformen
Sitz - Firma
Gesellschafter
Aufsichtsrat

2. Abschnitt: Interdisziplinire Zusammenarbeit
Voraussetzungen

Andere berufliche Tétigkeiten
Zulassige Gesellschaftsformen
Sitz - Firma

Gesellschafter

Sonstige Bestimmungen

3. Abschnitt: Anerkennungsverfahren

Antrag auf Anerkennung
Anspruch auf Anerkennung
Anerkennung

Versagung der Anerkennung
Nichtigkeit

Eintragung - Verlautbarung
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§ 99:

§ 100:
§ 101:

§ 102:
§ 103:
§ 104:
§ 105:
§ 106:

§ 107:
§ 108:
§ 109:
§ 110:
§111:
§ 112:
§ 113:
§ 114:
§ 115:

§ 116:
§ 117:

§ 118:
§ 119:
§ 120:

§ 121
§ 122
§ 123
§ 124
§ 125
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4. Hauptstiick: Rechte und Pflichten

Allgemeines

Ausiibungsrichtlinie

Berufsbezeichnungen

Zweigstellen

Ausgelagerte Abteilungen

Schlichtungsverfahren

Auftriage und Bevollméachtigung

Interdisziplindre Zusammenarbeit - Werkvertrige
Andere Tatigkeiten

Verschwiegenheitspflicht

Stellvertretung - Bestellungsberechtigung
Stellvertretung - Bestellungsverpflichtung
Erfiillungsgehilfen

Provisionen - Provisionsvorbehalt

Formliche Bestitigungsvermerke - Gesellschaften
Ruhen der Befugnis

Weitere Meldepflichten

5. Hauptstiick: Suspendierung - Endigung - Verwertung

1. Abschnitt: Suspendierung

Voraussetzungen
Authebung der Suspendierung
Veroffentlichung
2. Abschnitt: Erloschen der Berechtigung
Allgemeines
Verzicht

Widerruf der 6ffentlichen Bestellung
Widerruf der Anerkennung
Streichung - Verdffentlichung

3. Abschnitt: Verwertung

Fortflihrungsrecht

Ehegatten

Kinder

Ehegatten und Kinder

Antrag auf Genehmigung

Genehmigung

Endigung des Fortfiihrungsrechts - Kanzleiiibernahme
Verwertung des Klientenstockes

Liquidator

6. Hauptstiick: Verwaltungsiibertretungen

Strafbestimmungen
Informationspflichten

2. Teil: Disziplinarrecht

1. Hauptstiick: Allgemeine Bestimmungen - Berufsvergehen

Verantwortlichkeit - Gesellschaften
Strafarten
Berufsvergehen

2. Hauptstiick: Disziplinarverfahren

Disziplinarrat - Disziplinaroberrat
Disziplinarrat

Disziplinaroberrat

Bestellung der Mitglieder

Bestellungs- und Ausiibungshindernisse - Ausschliefung - Befangenheit - Widerruf der

Bestellung
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§ 126:
§ 127:
§ 128:
§ 129:
§ 130:
§ 131:
§ 132:
§ 133:
§ 134:
§ 135:
§ 136:
§ 137:
§ 138:
§ 139:
§ 140:
§ 141:
§ 142:
§ 143:
§ 144:

§ 145:
§ 146:
§ 147:
§ 148:
§ 149:
§ 150:
§ 151:
§ 152:
§ 153:
§ 154:
§ 155:
§ 156:
§ 157:
§ 158:

§ 159:
§ 160:
§ 161:
§ 162:

§ 163:
§ 164:
§ 165:
§ 166:
§ 167:

§ 168:
§ 169:
§ 170:
§171:
§ 172:
§ 173:
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Zuriicklegung der Funktion
Nachbestellung von Mitgliedern
Ersatz der Barauslagen
Geschiftsfithrung - Aufsicht
Kammeranwalt - Aufgaben

Anzeige und Verteidigung

Einleitung des Disziplinarverfahrens
Untersuchungskommissér - Aufgaben
Untersuchung

Abschluss der Untersuchung
Miindliche Verhandlung
Beschlussfassung - Erkenntnis
Protokoll

Verkiindung und Zustellung des Erkenntnisses
Berufung - Miindliche Verhandlung
Zustellung

Verfahrenskosten

Vollstreckung der Erkenntnisse
Anwendung anderer Vorschriften

3. Teil: Berufliche Vertretung - Kammer der Wirtschaftstreuhiinder

1. Hauptstiick: Allgemeines

1. Abschnitt: Einrichtung - Aufgaben - Organe

Zweck

Aufgaben

Organe

Prasident
Vizeprisidenten
Prasidium

Vorstand
Berufsgruppenobméanner
Ausschiisse
Landesstellen
Kammertag
Rechnungspriifer
Ausiibung der Funktion
Verlust der Funktion

2. Abschnitt: Kammeramt

Einrichtung - Aufgaben
Kammeramt - Personal
Dienstordnung
Geschiftsordnung

3. Abschnitt: Mitgliedschaft

Ordentliche und auBlerordentliche Mitglieder
Beginn und Endigung der Mitgliedschaft
Pflichten der Mitglieder

Verzeichnisse der Mitglieder
Zuriickstellung von Urkunden

4. Abschnitt: Gebarung - Haushalt - Umlagen

Gebarung

Jahresvoranschlag
Rechnungsabschlufl
Haushaltsordnung - Umlagenordnung
Eintreibung von Forderungen
Vorsorgeeinrichtungen
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§ 174:
§ 175:
§ 176:
§ 176a:
§ 177:

§ 178:
§ 179:

§ 180:
§ 181:
§ 182:
§ 183:
§ 184:
§ 185:
§ 186:
§ 187:
§ 188:
§ 189:
§ 190:
§ 191:
§ 192:
§ 193:
§ 194:
§ 195:
§ 196:
§ 197:
§ 198:
§ 199:
§ 200:
§201:
§202:
§ 203:
§ 204:
§ 205:
§ 206:
§ 207:
§ 208:

§ 209:
§ 210:
§211:
§212:
§ 213:
§214:
§ 215:
§ 216:

§217:
§218:
§ 219:
§ 220:
§ 221:
§ 222
§ 223:
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5. Abschnitt: Sonstige Bestimmungen

Aufsicht

Wechselseitige Hilfeleistungspflichten

Datenschutz

Parteistellung der Kammer der Wirtschaftstreuhénder
Verschwiegenheitspflicht

2. Hauptstiick: Wahlen

1. Abschnitt: Kosten - Wahlordnung

Kosten
Wahlordnung

2. Abschnitt: Wahl in den Kammertag

Allgemeine Grundsétze

Funktionsperiode des Kammertages
Anordnung der Wahl

Wahlkreise

Aufteilung der Mandate auf die Wahlkreise
Aktives Wahlrecht

Passives Wahlrecht

Hauptwahlkommission - Bestellung
Hauptwahlkommission - Aufgaben
Kreiswahlkommissionen - Bestellung
Kreiswahlkommissionen - Aufgaben
Wahlkommissionen - Bestellung
Wahlkommissionen - Ausiibung der Funktion
Sitzungen der Wahlkommissionen
Geschiftsstellen der Wahlkommissionen
Vertrauenspersonen

Ausschreibung der Wahl - Wahlkundmachung
Waihlerlisten

Wahlvorschliage

Priifung der Wahlvorschliage
Kundmachung der Wahlvorschlige
Wahlkuvert - Stimmzettel - Stimmabgabe
Abstimmungsverfahren

Stimmenz&hlung

Ermittlungsverfahren

Einspruchsverfahren

Verstindigung

Nachbesetzung

Konstituierung des Kammertages

3. Abschnitt: Wahl des Vorstandes

Funktionsperiode des Vorstandes
Leitung

Wahlrecht

Wahlvorschliage

Wahlverfahren
Einspruchsverfahren
Nachbesetzung

Konstituierung des Vorstandes

4. Abschnitt: Wahl des Prisidiums

Funktionsperiode des Prasidiums
Leitung

Wahlrecht

Wahlvorschliage

Wahlverfahren
Einspruchsverfahren

Ubernahme der Amtsgeschifte
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§ 224: Nachbesetzung
5. Abschnitt: Sonstige Wahlbestimmungen

§ 225:  Fristenlauf
§ 226: Zustellungen

4. Teil: Schlussbestimmungen

§ 227: In-Kraft-Treten

§ 228: AuBer-Kraft-Treten

§229: Ubergangsbestimmungen

§ 229a: Ubergangsbestimmungen - Priifungsverfahren
§ 229b: Uberleitung der Berufsbefugnis Buchpriifer

§ 229¢c: Weitere Ubergangsbestimmungen

§ 229d: Ubergangsbestimmung 2006

§ 230: Verweisungen

§ 231: Zwischenstaatliche Vereinbarungen

§ 232:  Vollziehung*

2.In§ 1 Abs. 1 entfillt Z 4.
3. § 2 entfillt.

4. § 3 Abs. 2 Z 1 lautet:

1. alle Tatigkeiten der Bilanzbuchhaltungsberufe, ausgenommen Tétigkeiten gemdf § 32 der
Gewerbeordnung 1994, BGBI. Nr. 194,

5. § 6 Abs. 1 lautet:

(1) Durch dieses Bundesgesetz werden die Befugnisse nicht beriihrt:
1. der Rechtsanwilte,
2. der Patentanwilte,
3. der Notare,
4

. der Behorden und der Korperschaften des offentlichen Rechts, soweit sie im Rahmen ihres
Aufgabenbereiches Hilfe oder Beistand in Steuersachen leisten,

5. der Revisionsverbidnde der Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften und der Priifungsstelle des
Sparkassen-Priifungsverbandes hinsichtlich der ihnen zugewiesenen Priifungs- und
Beratungsaufgaben und der in § 3 Abs. 1 Z 1 und 3 angefiihrten Tatigkeiten,

6. der Gewerbetreibenden,
7. der Ziviltechniker,

8. der gesetzlichen Berufsvertretungen, ihren Mitgliedern Hilfe und Beistand auf dem Gebiet des
verwaltungsbehordlichen Finanzstrafverfahrens zu leisten und

9. der Ausiibenden von Bilanzbuchhaltungsberufen.*
6. § 13 entfdllt.

7.8 14 Abs. I lautet:

(1) Zur Fachpriifung fiir Steuerberater ist zuzulassen, wer
1. a) ein facheinschldgiges Hochschulstudium oder ein facheinschldgiges Fachhochschulstudium
oder einen facheinschlidgigen Lehrgang universitiren Charakters oder eine vergleichbare
Ausbildung in Osterreich erfolgreich absolviert hat und

b) mindestens drei Jahre als Berufsanwirter bei einem Berufsberechtigten, der iiber die
Berufsbefugnis Steuerberater verfiigt oder bei einem anerkannten Revisionsverband, der die
steuerliche Beratung und die Vertretung von Verbandsmitgliedern vor Abgabenbehdrden
wahrnimmt, in Osterreich steuerberatend titig war oder

2.in Osterreich die Fachpriifung zum Genossenschaftsrevisor erfolgreich abgelegt hat und
mindestens zwei Jahre hauptberuflich zuldssig bei einem Steuerberater oder bei einem
anerkannten Revisionsverband, der die steuerliche Beratung und Vertretung von

Verbandsmitgliedern vor Abgabenbehdrden wahrnimmt, steuerberatend titig war oder
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3. nach Ablegung der Fachpriifung fiir Bilanzbuchhalter den Beruf Bilanzbuchhalter mindestens
neun Jahre hauptberuflich selbstéindig oder unselbstindig ausgetiibt hat und ordentliches Mitglied
der Kammer der Wirtschaftstreuhénder ist.*

8. § 19 Abs. 2 lautet:

,»(2) Die Erteilung der Nachsicht von den Zulassungsvoraussetzungen geméfl § 14 Abs. 1 Z 3 ist
unzuléssig.*

9. Der 3. Abschnitt des 2. Hauptstiickes im 1. Teil samt Uberschrift und den §§ 24 bis 27 entfallen.

10. § 36 lautet:

,»§ 36. (1) Bei der Kammer der Wirtschaftstreuhénder sind Priifungsausschiisse fiir die Abhaltung der
Fachpriifungen fiir Steuerberater und fiir Wirtschaftspriifer einzurichten.

(2) Im Rahmen des Priifungsausschusses fiir Steuerberater sind bei den Landesstellen der Kammer
der Wirtschaftstreuhdnder Landespriifungsausschiisse einzurichten.

(3) Die Funktionsdauer der Priifungsausschiisse hat fiinf Jahre zu betragen.*
11. § 37 entfdllt.
12. § 65 Abs. 2 Z 1 entfdllt.
13.§ 67 Abs. 1 Z 1 entfillt.

14. § 71 Abs. 1 lautet:

»(1) Gesellschaften, die einen Wirtschaftstreuhandberuf auszuiiben beabsichtigen, sind auch
berechtigt, Tatigkeiten anderer freier Berufe, der Bilanzbuchhalter und der Gewerbe der
Unternehmensberater und der Technischen Biiros auszuiiben, wenn und insoweit dies nach den
betreffenden inldndischen berufsrechtlichen Vorschriften zuldssig ist. Diese haben zumindest jenen
Anforderungen zu entsprechen, welche die inlédndischen berufsrechtlichen Vorschriften von Ausiibenden
von Wirtschaftstreuhandberufen vorsehen.*

15. Die Uberschrift im 1. Teil, 4. Hauptstiick ,,1. Abschnitt: Allgemeine Rechte und Pflichten* entfillt.
16. § 84 Abs. 1 Z 1 entfllt.

17. § 84 Abs. 2 lautet:

,»(2) Natiirliche Personen gemaf § 1 sind Wirtschaftstreuhédnder im Sinne dieses Bundesgesetzes und
berechtigt, neben der Berufsbezeichnung gemif Abs. 1 auch die Bezeichnung ,, Wirtschaftstreuhdnder zu
fithren.*

18. § 85 Abs. 2 lautet:

,»(2) Berufsberechtigte sind berechtigt, Zweigstellen zu errichten. Voraussetzung fiir die Errichtung
einer Zweigstelle ist die Ubertragung der Leitung der Zweigstelle an eine Person mit aufrechter
Berufsbefugnis nach diesem Bundesgesetz oder dem Bilanzbuchhaltungsgesetz, BGBI. I Nr. 161/2006,
die ihren Berufssitz in jenem Bundesland hat, in dem sich die Zweigstelle befindet, in dieser
hauptberuflich und unter Ausschluss jeder wirtschaftstreuhdnderischen Tétigkeit und Téatigkeiten nach
dem Bilanzbuchhaltungsgesetz, BGBL. I Nr. 161/2006, auf eigene Rechnung vom Inhaber der Zweigstelle
beschiftigt wird und jene Berufsberechtigung besitzt, die fiir die in der Zweigstelle ausgeiibten
Tatigkeiten erforderlich ist.

19. § 85 Abs. 5 und Abs. 6 lauten:

»(5) Die Ausiibung wirtschaftstreuhdnderischer Tatigkeiten und Tétigkeiten nach dem
Bilanzbuchhaltungsgesetz, BGBl. I Nr. 161/2006, in einer Zweigstelle ist von der Kammer der
Wirtschaftstreuhdnder mit Bescheid zu untersagen, wenn die Voraussetzung geméfl Abs. 2 weggefallen
ist.

(6) Gegen einen Bescheid, mit dem die Errichtung einer Zweigstelle oder die Ausiibung
wirtschaftstreuhédnderischer Tétigkeiten und Tétigkeiten nach dem Bilanzbuchhaltungsgesetz, BGBI. I
Nr. 161/2006, in einer Zweigstelle untersagt wird, steht das Rechtsmittel der Berufung zu. Uber die
Berufung hat der Landeshauptmann zu entscheiden.*
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20. § 116 Z 1 lautet:

,,1. ohne Berufsberechtigter zu sein einen Wirtschaftstreuhandberuf selbsténdig ausiibt oder eine der
in §§ 3 und 5 angefiihrten Tatigkeiten anbietet, ohne die erforderliche Berechtigung zu besitzen,
oder*

21.§120Z 27 lautet:
,,27. eine der in den §§ 3 und 5 angefiihrten Tatigkeiten anbietet oder ausiibt, ohne die erforderliche

Berufsberechtigung zu besitzen.*
22.§ 151 Abs. 2 lautet:

»(2) Dem Vorstand miissen mindestens je drei Vertreter eines jeden Wirtschaftstreuhandberufes
sowie drei Vertreter der Bilanzbuchhalter und mindestens drei in einem anderen Wahlkreis als dem
Wahlkreis Wien aktiv wahlberechtigte Vertreter angehoren.

23.§ 151 Abs. 5 lautet:

»(5) Der Vorstand ist vom Prisidenten einzuberufen. Der Président ist jedenfalls verpflichtet, den
Vorstand einzuberufen, wenn dies wenigstens von vier seiner Mitglieder unter Angabe des
Beratungsgegenstandes verlangt wird.*

24. § 163 Abs. 2 lautet:

,,(2) Ordentliche Mitglieder der Kammer der Wirtschaftstreuhdnder sind

1. alle jene, die durch Bestellung oder Anerkennung zur selbstindigen Ausiibung eines
Wirtschaftstreuhandberufes berechtigt sind und

2.alle jene Bilanzbuchhalter und Bilanzbuchhaltergesellschaften, die entsprechend den
Bestimmungen des Bilanzbuchhaltungsgesetzes, BGBI. I Nr. 161/2006, ihre Mitgliedschaft zur
Kammer der Wirtschaftstreuhdnder schriftlich erklért haben.*
25. Dem § 164 Abs. 1 wird folgender Satz angefiigt:
,»Fir den Beginn und die Beendigung der ordentlichen Mitgliedschaft eines Bilanzbuchhalters gelten die
Bestimmungen des Bilanzbuchhaltungsgesetzes, BGBI. I Nr. 161/2006.*
26. Dem § 227 wird folgender Abs. 5 angefiigt:
,»(5) Die Bestimmungen des Art. 2 des Bundesgesetzes BGBL. I Nr. 161/2006 treten am 1. Janner
2007 in Kraft.
27. Nach § 229c wird folgender § 229d samt Uberschrift eingefiigt:
,,Ubergangsbestimmung 2006

§ 229d. (1) Die bei In-Kraft-Treten dieses Bundesgesetzes bestellten und in das Firmenbuch
eingetragenen Prokuristen und Geschéftsfiithrer bleiben als solche bestellt. Neu bestellte Prokuristen und
Geschiftsfithrer haben den Anforderungen dieses Bundesgesetzes zu entsprechen.

(2) ,,Selbstindige Buchhalter gehoren der Berufsgruppe der Bilanzbuchhalter an.
(3) Die Bestimmung des § 151 Abs. 2 ist erst nach der ndchsten Wahl in den Kammertag
anzuwenden.

28. In § 230 Abs. 1 entfillt der 2. Satz.

29. § 232 Abs. 2 lautet:

»(2) Mit der Vollziehung der §§ 38 Abs. 4 und 39 Abs. 3 ist der Bundesminister fiir Finanzen
betraut.*
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Artikel IIT
Bundesgesetz iiber die Bilanzbuchhaltungsberufe (Bilanzbuchhaltungsgesetz — BibuG)

1. Teil
Berufsrecht

1. Hauptstiick
Bilanzbuchhaltungsberufe - Berechtigungsumfang

Bilanzbuchhaltungsberufe

§ 1. (1) Bilanzbuchhaltungsberufe sind folgende Berufe:
1. Bilanzbuchhalter,
2. Buchhalter und
3. Personalverrechner.

(2) Soweit in diesem Bundesgesetz nicht ausdriicklich etwas anderes angeordnet wird, sind die
Bestimmungen der Gewerbeordnung 1994, BGBIL Nr. 194, und die Bestimmungen des
Wirtschaftstreuhandberufsgesetzes, BGBL. 1 Nr. 58/1999, auf die Bilanzbuchhaltungsberufe nicht
anzuwenden.

(3) Bilanzbuchhaltungsberufe geméfl Abs. 1 sind weder Gewerbe, noch freie Berufe.
Berechtigungsumfang — Bilanzbuchhalter

§2. (1) Den zur selbstindigen Ausiibung des Berufes Bilanzbuchhalter Berechtigten ist es
vorbehalten, folgende Tétigkeiten auszuiiben:
1. die pagatorische Buchhaltung (Geschéftsbuchhaltung) einschlieBlich der Lohnverrechnung und
der Erstellung der Saldenlisten fiir Betriebe und der Einnahmen- und Ausgabenrechnung im
Sinne des § 4 Abs. 3 des Einkommensteuergesetzes 1988, BGBI. Nr. 400/1988,

2. den Abschluss von Biichern (Erstellung von Bilanzen) nach Handelsrecht oder anderen
gesetzlichen Vorschriften im Rahmen der durch § 125 Bundesabgabenordnung, BGBI. Nr.
194/1961, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. 9/1998, festgesetzten Wertgrenzen,

3.die Vertretung in Abgaben- und Abgabenstrafverfahren fiir Bundes-, Landes- und
Gemeindeabgaben, ausgenommen die Vertretung vor den Abgabenbehérden des Bundes, den
Unabhingigen  Verwaltungssenaten, dem  Unabhingigen  Finanzsenat und dem
Verwaltungsgerichtshof,

4. die Akteneinsicht auf elektronischem Wege gegeniiber den Abgabenbehorden des Bundes, sowie
das Stellen von Riickzahlungantrégen,

5.die Vertretung einschlielich der Abgabe von Erklirungen in Angelegenheiten der
Umsatzsteuervoranmeldungen und der Zusammenfassenden Meldungen, sowie die Erklarung zur
Verwendung von Gutschriften (§ 214 der Bundesabgabenordnung, BGBI. Nr. 194/1961),

6.die Vertretung einschlieBlich der Abgabe von Erklirungen in Angelegenheiten der
Lohnverrechnung und der lohnabhidngigen Abgaben, sowie die Vertretung im Rahmen der
gemeinsamen Priifung aller lohnabhdngigen Abgaben, jedoch nicht die Vertretung im
Rechtsmittelverfahren und

7. die kalkulatorische Buchhaltung (Kalkulation).

(2) Die zur selbstindigen Ausiibung des Berufes Bilanzbuchhalter Berechtigten sind weiters

berechtigt, folgende Tétigkeiten auszuiiben:

1. sémtliche Beratungsleistungen im Zusammenhang ihres Berechtigungsumfanges gemal3 Abs. 1,

2.die Beratung in Beitrags-, Versicherungs- und Leistungsangelegenheiten  der
Sozialversicherungen,

3. die Beratung und Vertretung vor gesetzlich anerkannten Kirchen und Religionsgemeinschaften in
Beitragsangelegenheiten,

4. die Vertretung bei den Einrichtungen des Arbeitsmarktservice, der Berufsorganisationen, der
Landesfremdenverkehrsverbénde und bei anderen in Wirtschaftsangelegenheiten zustindigen
Behorden und Amtern, soweit diese mit den fiir den gleichen Auftraggeber durchzufiihrenden
Tatigkeiten gemél Abs. 1 unmittelbar zusammenhéangen,
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5.die Vertretung in Angelegenheiten der Kammerumlagen gegeniiber den gesetzlichen
Interessenvertretungen und

6. samtliche Tatigkeiten gemal § 32 der Gewerbeordnung 1994, BGBI. Nr. 194.
Berechtigungsumfang — Buchhalter
§ 3. (1) Den zur selbstindigen Ausiibung des Berufes Buchhalter Berechtigten ist es unbeschadet der
Rechte der Bilanzbuchhalter vorbehalten, folgende Tétigkeiten auszuiiben:

1. die pagatorische Buchhaltung (Geschéftsbuchhaltung) einschlielich der Erstellung der
Saldenlisten fiir Betriebe und der Einnahmen- und Ausgabenrechnung im Sinne des § 4 Abs. 3
des Einkommensteuergesetzes 1988, BGBI. Nr. 400/1988 und

2. die kalkulatorische Buchhaltung (Kalkulation).
(2) Die zur selbstidndigen Ausiibung des Berufes Buchhalter Berechtigten sind weiters berechtigt,
folgende Tétigkeiten auszuiiben:

1. sémtliche Beratungsleistungen im Zusammenhang ihres Berechtigungsumfanges gemif3 Abs. 1
und

2. samtliche Téatigkeiten gemél § 32 der Gewerbeordnung 1994, BGBI. Nr. 194.
Berechtigungsumfang — Personalverrechner
§4. (1) Den zur selbstindigen Ausiibung des Berufes Personalverrechner Berechtigten ist es
unbeschadet der Rechte der Bilanzbuchhalter vorbehalten, folgende Tatigkeiten auszuiiben:
1. die Lohnverrechnung und

2.die Vertretung einschlieBlich der Abgabe von Erkldrungen in Angelegenheiten der
Lohnverrechnung und der lohnabhéngigen Abgaben, jedoch nicht die Vertretung im Rahmen der
gemeinsamen Priifung aller lohnabhidngigen Abgaben und nicht die Vertretung im
Rechtsmittelverfahren.

(2) Die zur selbstindigen Ausiibung des Berufes Personalverrechner Berechtigten sind weiters
berechtigt, folgende Tétigkeiten auszuiiben:

1. simtliche Beratungsleistungen im Zusammenhang ihres Berechtigungsumfanges geméfl Abs. 1
und

2. samtliche Tétigkeiten gemél § 32 der Gewerbeordnung 1994, BGBI. Nr. 194.
Berechtigungsumfang — Sonstiges
§ 5. (1) Durch dieses Bundesgesetz werden die Befugnisse nicht beriihrt:
. der Rechtsanwailte,
. der Patentanwiilte,
. der Notare,
. der Steuerberater,
. der Wirtschaftspriifer,

. der Behorden und der Korperschaften des offentlichen Rechts, soweit sie im Rahmen ihres
Aufgabenbereiches Hilfe oder Beistand in Steuersachen leisten,

7. der Revisionsverbiande der Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften und der Priifungsstelle des
Sparkassen-Priifungsverbandes  hinsichtlich der ihnen zugewiesenen Priifungs- und
Beratungsaufgaben,

8. der Gewerbetreibenden,
9. der Ziviltechniker und

10. der gesetzlichen Berufsvertretungen, ihren Mitgliedern Hilfe und Beistand auf dem Gebiet des
verwaltungsbehordlichen Finanzstrafverfahrens zu leisten.

AN N AW N~

(2) Das Recht der Gerichte und Verwaltungsbehorden, zur Erstattung von Gutachten stindig oder im
Einzelfall fir das Buch- und Rechnungsfach beeidete Sachverstindige oder Inventurkommissire
heranzuziehen, die nicht Berufsberechtigte im Sinne dieses Bundesgesetzes sind, bleibt unberiihrt, doch
erlangen diese Personen durch eine solche Heranziehung keine Befugnis, eine wirtschaftstreuhédnderische
Tatigkeit oder eine Titigkeit im Sinne dieses Bundesgesetzes im Auftrag anderer Auftraggeber
durchzufiihren.

Offentliche Bestellung — Anerkennung

§ 6. (1) Bilanzbuchhaltungsberufe diirfen selbstéindig durch Berufsberechtigte, das sind entweder
natlirliche Personen oder Gesellschaften, ausgeiibt werden.
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(2) Eine natiirliche Person ist berufsberechtigt und somit zur selbstindigen Ausiibung eines
Bilanzbuchhaltungsberufes berechtigt, nachdem sie durch die Paritétische Kommission 6ffentlich bestellt
wurde.

(3) Eine Gesellschaft ist berufsberechtigt und somit zur selbstindigen Ausiibung eines
Bilanzbuchhaltungsberufes berechtigt, nachdem sie durch die Parititische Kommission anerkannt wurde.

2. Hauptstiick
Natiirliche Personen

1. Abschnitt
Allgemeines

Voraussetzungen
§ 7. (1) Allgemeine Voraussetzungen fiir die 6ffentliche Bestellung sind:
1. die volle Handlungsfahigkeit,
2. die besondere Vertrauenswiirdigkeit,
3. geordnete wirtschaftliche Verhéltnisse,
4. eine aufrechte Vermogensschaden-Haftpflichtversicherung und
5. ein Berufssitz.

(2) Weitere Voraussetzung fiir die 6ffentliche Bestellung als

1. Bilanzbuchhalter ist die erfolgreich abgelegte Fachpriifung fiir Bilanzbuchhalter und die
Erkldrung iber die Mitgliedschaft zu den Wirtschaftskammern oder zur Kammer der
Wirtschaftstreuhédnder,

2. Buchhalter ist die erfolgreich abgelegte Fachpriifung fiir Buchhalter und
3. Personalverrechner die erfolgreich abgelegte Fachpriifung fiir Personalverrechner.
Besondere Vertrauenswiirdigkeit
§ 8. Die besondere Vertrauenswiirdigkeit liegt dann nicht vor, wenn der Berufswerber rechtskriftig
verurteilt oder bestraft worden ist

1. a) von einem Gericht wegen einer mit Vorsatz begangenen stratbaren Handlung zu einer mehr als
dreimonatigen Freiheitsstrafe oder einer Geldstrafe von mehr als 180 Tagessétzen oder

b) von einem Gericht wegen einer mit Bereicherungsvorsatz begangenen stratbaren Handlung
oder

¢) von einem Gericht wegen eines Finanzvergehens oder
d) von einer Finanzstrafbehorde wegen eines vorsétzlichen Finanzvergehens mit Ausnahme einer
Finanzordnungswidrigkeit und
2. diese Verurteilung oder Bestrafung noch nicht getilgt ist oder solange die Beschrinkung der
Auskunft gemdB § 6 Abs. 2 oder Abs. 3 des Tilgungsgesetzes 1972, BGBI. Nr. 68, noch nicht
eingetreten ist.

Geordnete wirtschaftliche Verhiltnisse

§ 9. Geordnete wirtschaftliche Verhiltnisse liegen dann nicht vor, wenn

1. iiber das Vermogen des Berufswerbers der Konkurs anhéngig ist oder innerhalb der letzten zehn
Jahre rechtskriftig er6ffnet worden ist, sofern nicht der Konkurs nach einem Zwangsausgleich
aufgehoben worden ist, oder

2. iiber das Vermdgen des Berufswerbers innerhalb der letzten zehn Jahre zweimal rechtskriftig ein
Ausgleichsverfahren erdffnet worden ist und mittlerweile nicht siamtliche diesem Verfahren
zugrunde liegenden Verbindlichkeiten nachgelassen oder beglichen worden sind oder

3. gegen den Berufswerber innerhalb der letzten zehn Jahre ein Antrag auf Konkurserdffnung
gestellt, der Antrag aber mangels eines voraussichtlich hinreichenden Vermogens abgewiesen
worden ist und die Uberschuldung nicht beseitigt wurde.

Vermogensschaden-Haftpflichtversicherung

§ 10. (1) Bilanzbuchhalter sind verpflichtet, fir Schéden aus ihrer Tatigkeit eine Vermdgensschaden-
Haftpflichtversicherung bei einem zum Betrieb in Osterreich berechtigten Versicherer abzuschlieBen und
fiir die gesamte Dauer des Bestehens ihrer Berufsberechtigung aufrechtzuerhalten.

www.ris.bka.gv.at



BGBI. I - Ausgegeben am 1. Dezember 2006 - Nr. 161 15 von 34

(2) Die Versicherungspflicht gilt nicht fiir Tatigkeiten, wenn und insoweit fiir diese Tétigkeiten ein
anderer Berufsberechtigter mit einer Vermodgensschaden-Haftpflichtversicherung dem betreffenden
Klienten gegeniiber kraft gesetzlicher Schadenersatzbestimmung haftet und in dieser Versicherung die
Haftung der betreffenden schadenstiftenden Person oder Gesellschaft fiir denselben Versicherungsfall
mitgedeckt ist.

(3) Die Versicherungssumme dieser Versicherung darf nicht geringer sein als 72 673 Euro fiir jeden
einzelnen Versicherungsfall. Bei Vereinbarung einer betragsmifBigen Obergrenze fiir alle
Versicherungsfélle eines Jahres und fiir allenfalls vereinbarte Selbstbehalte gilt § 158c des
Versicherungsvertragsgesetzes 1958, BGBI. Nr. 2/1959.

(4) Ist der Versicherungspflichtige Versicherter in einer Versicherung fiir fremde Rechnung, wird
nur dann der Versicherungspflicht entsprochen, wenn nur er iiber die seinen Versicherungsschutz
betreffenden Rechte aus dem Versicherungsvertrag verfiigen kann und ihm fiir jeden Versicherungsfall
zumindest die gesetzliche Mindestversicherungssumme zur Verfiigung steht. Deckungsausschlussgriinde,
die nicht in seiner Person gelegen sind, konnen in diesem Fall nicht eingewendet werden.

(5) Die Versicherer sind verpflichtet, der Paritdtischen Kommission unaufgefordert und umgehend
jeden Umstand zu melden, der eine Beendigung oder Einschriankung des Versicherungsschutzes oder eine
Abweichung von der urspriinglichen Versicherungsbestitigung bedeutet oder bedeuten kann, und auf
Verlangen der Paritdtischen Kommission iiber solche Umstdande Auskunft zu erteilen.

(6) Die Paritatische Kommission ist verpflichtet, der Kammer der Wirtschaftstreuhdnder
unaufgefordert und umgehend iiber Meldungen im Sinne des Abs. 5 fiir jene Bilanzbuchhalter, die
Mitglied der Kammer der Wirtschaftstreuhénder sind, zu informieren.

Berufssitz

§ 11. (1) Berufsberechtigte sind verpflichtet, einen in einem EU- oder EWR-Mitgliedstaat gelegenen
Berufssitz zu haben.

(2) Unter einem Berufssitz ist bei einem selbstindig tdtigen Berufsberechtigten eine feste
Einrichtung zu verstehen, welche durch ihre personelle, sachliche und funktionelle Ausstattung die
Erfiillung der an einen Berufsberechtigten gestellten fachlichen Anforderungen gewihrleistet.

(3) Berufsberechtigte diirfen in Osterreich nur einen Berufssitz haben.

2. Abschnitt
Priifungen — Zulassung

Zulassungsvoraussetzungen - Bilanzbuchhalter

§ 12. (1) Zur Fachpriifung fiir Bilanzbuchhalter ist zuzulassen, wer eine mindestens dreijahrige
berufliche fachliche Tétigkeit im Rechnungswesen ausgeiibt hat.

(2) Tatigkeiten, die die gesetzliche Normalarbeitszeit nicht erreichen, sind nur verhéltnismaBig
anzurechnen.

(3) Unter fachlichen Tétigkeiten gemdf Abs. 1 sind Tétigkeiten zu verstehen, die geeignet sind, die
Erfahrungen und Kenntnisse zu vermitteln, die zur selbstdndigen Ausiibung des Berufes Bilanzbuchhalter
erforderlich sind.

Zulassungsvoraussetzungen - Buchhalter

§ 13. (1) Zur Fachpriifung fiir Buchhalter ist zuzulassen, wer eine mindestens eineinhalbjihrige
berufliche fachliche Tétigkeit im Rechnungswesen ausgeiibt hat.

(2) Tatigkeiten, die die gesetzliche Normalarbeitszeit nicht erreichen, sind nur verhéltnisméBig
anzurechnen.

(3) Unter fachlichen Tétigkeiten gemdfl Abs. 1 sind Tétigkeiten zu verstehen, die geeignet sind, die
Erfahrungen und Kenntnisse zu vermitteln, die zur selbstindigen Ausiibung des Berufes Buchhalter
erforderlich sind.

Zulassungsvoraussetzungen - Personalverrechner

§14. (1) Zur Fachpriifung fiir Personalverrechner ist zuzulassen, wer eine mindestens
eineinhalbjdhrige berufliche fachliche Tatigkeit im Rechnungswesen ausgeiibt hat.

(2) Tatigkeiten, die die gesetzliche Normalarbeitszeit nicht erreichen, sind nur verhdltnismafig
anzurechnen.
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(3) Unter fachlichen Tétigkeiten gemaB Abs. 1 sind Tatigkeiten zu verstehen, die geeignet sind, die
Erfahrungen und Kenntnisse zu vermitteln, die zur selbstindigen Ausiibung des Berufes
Personalverrechner erforderlich sind.

Antragstellung

§ 15. (1) Personen, die zu einer Fachpriifung anzutreten beabsichtigen, haben einen Antrag auf
Zulassung zu stellen.
(2) Dem Antrag auf Zulassung sind anzuschlieen:
1. ein Identitdtsnachweis,
2. die erforderlichen Belege zum Nachweis der Erfiillung der Voraussetzungen fiir die Zulassung,
3. der Nachweis iiber die Entrichtung der Priifungsgebiihr und
4. gegebenenfalls die erforderlichen Belege zum Nachweis der Erfiilllung der Voraussetzungen fiir
Priifungsbefreiungen.
(3) Der Antrag auf Zulassung ist bei der Paritdtischen Kommission schriftlich einzubringen.

(4) Der Antrag auf Zulassung ist in deutscher Sprache zu stellen. Die gemidll Abs. 2
anzuschlieBenden Urkunden und Belege sind, sofern sie nicht in deutscher Sprache abgefasst sind, in
beglaubigter Ubersetzung eines gerichtlich beeideten Ubersetzers vorzulegen.

Entscheidung iiber die Antragstellung

§ 16. (1) Uber den Antrag auf Zulassung zu der Fachpriifung hat die Parititische Kommission mit
Bescheid zu entscheiden.

(2) Gegen den Bescheid, mit dem die Zulassung verweigert wurde, steht das Rechtsmittel der
Berufung zu. Uber die Berufung hat der Landeshauptmann zu entscheiden.

(3) Bescheide, mit denen die Zulassung zu einer Fachpriifung erteilt wurde, sind nichtig und vom
Bundesminister fiir Wirtschaft und Arbeit gemidl § 68 Abs. 4 Z 4 des Allgemeinen
Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991, BGBL. Nr. 51, fiir nichtig zu erkldren, wenn eine der gesetzlichen
Zulassungsvoraussetzungen gefehlt hat und weiterhin fehlt.

Einladung zum ersten Priifungsteil

§ 17. Die Parititische Kommission hat den Bewerber zum nichsten stattfindenden Termin nach
Zulassung zu einer Fachpriifung zum ersten Priifungsteil einzuladen.

Priifungsantritt — Riicktritt

§18. (1) Der Priifungskandidat muss seinen Antritt zu einer Klausurarbeit so rechtzeitig
bekanntgeben, dass das Schreiben spétestens einen Monat vor dem jeweiligen Klausurarbeitstermin bei
der Paritdtischen Kommission einlangt, und ist sodann zu diesem Priifungstermin einzuladen.

(2) Der Priifungskandidat muss sich schriftlich bei der Parititischen Kommission zur Ablegung der
miindlichen Priifung bereit erkldren und ist sodann zum nédchstméglichen Priifungstermin einzuladen.

(3) Der Priifungskandidat kann jederzeit ohne Angabe von Griinden von einem Priifungsteil
zurlicktreten. Zwischen dem Einlangen der schriftlichen Riicktrittserklérung und dem Priifungstermin
miissen drei Arbeitstage liegen. Ein Riicktritt danach ist nur aus zwingenden Griinden mdglich. Das
Vorliegen zwingender Verhinderungsgriinde ist durch den Priifungskandidaten binnen zwei Wochen nach
dem Priifungstermin oder unverziiglich nach dem Wegfall des Verhinderungsgrundes durch geeignete
Belege nachzuweisen.

Priifungsgebiihr

§ 19. (1) Die Priifungskandidaten haben als Kostenbeitrag zur Durchfithrung der Priifung eine
Priifungsgebiihr zu bezahlen. Bei Festsetzung der Priifungsgebiihren ist insbesondere auf den besonderen
Verwaltungsaufwand einschlieBlich einer anteilsméBigen angemessenen Entschiddigung der Mitglieder
der Priifungskommission und auf die wirtschaftlichen Verhéltnisse des Priifungskandidaten Bedacht zu
nehmen.

(2) Die Hohe der Priifungsgebiihr ist in der Priifungsordnung festzusetzen.
Verfall von Teilpriifungen

§ 20. (1) Bereits bestandene Teilpriifungen im Rahmen der Fachpriifung verfallen sieben Jahre nach
der Einladung zur ersten Teilpriifung.

(2) Mit dem Verfall gemif3 Abs. 1 gelten sowohl die erteilte Zulassung zur Fachpriifung als auch die
Priifungsgebiihren als verfallen.

www.ris.bka.gv.at



BGBI. I - Ausgegeben am 1. Dezember 2006 - Nr. 161 17 von 34

3. Abschnitt
Priifungen - Bilanzbuchhalter

Fachpriifung - Bilanzbuchhalter

§ 21. Die Fachpriifung fiir Bilanzbuchhalter besteht aus
1. dem schriftlichen Priifungsteil gemaf3 § 22 und
2. dem miindlichen Priifungsteil gemal3 § 23.

Schriftlicher Priifungsteil
§ 22. (1) Der schriftliche Priifungsteil hat die Ausarbeitung von zwei Klausurarbeiten zu umfassen.

(2) Eine der Klausurarbeiten hat die Ausarbeitung einer Priifungsarbeit durch selbstindige
Anwendung geeigneter Techniken auf groBere, komplexe Beispiele samt Begriindung des
Losungsansatzes aus nachstehenden Fachgebieten zu umfassen:

1. Einnahmen- und Ausgabenrechnung, doppelte Buchhaltung, insbesondere Verbuchung
sdmtlicher Steuern, Verbuchung von Wareneinkauf und Warenverkauf, Ermittlung und
Verbuchung von Wareneinsatz, Materialeinsatz und Bestandsverinderungen, Retourwaren,
Rabatte und Skonti,

2. Verbuchung des Zahlungsverkehrs, insbesondere Rechnungsausgleich, Anzahlungen,
Teilzahlungen, Scheck, Wechsel, Factoring, Personenkonten, Lohn- und Gehaltsverbuchung,
Verbuchung verschiedener Aufwendungen wie Reisekosten, Werbung und Représentation,

3.Zu- und Abginge im Anlagevermogen, Aktivierungspflichten, selbsterstellte Anlagen,
Regelungen fiir Kraftfahrzeuge, Fremdwéhrungsverbuchung, Kreditverluste, Gewahrleistung und
Schadenersatz, Vertragsstrafen, Rechnungsabgrenzungen, Filialbuchhaltung,
Kommissionsgeschéfte, Handelsvertretung, Verbuchung von Aufnahme wund Tilgung
langfristigen Kapitals, Leasinggeschéfte, Verbuchung von Privatentnahmen und -einlagen,

4. buchhalterische Bedeutung der Themenkreise biirgerliches Recht, Unternechmensgesetzbuch
insbesondere Rechnungslegungsvorschriften, Steuerrecht, Zahlungs- und Kapitalverkehr,

5. Anfertigung eines Jahresabschlusses mit vollstindiger und sachgerechter Ermittlung der
einzelnen Bilanzansitze unter Beriicksichtigung der verschiedenen Unternehmensformen und

6. moderne Kosten- und Leistungsrechnung, insbesondere Zielkostenrechnung und direct costing.

(3) Die Priifungsfragen der Klausurarbeit gemaB3 Abs. 2 sind so zu stellen, dass diese vom Bewerber
in fiinf Stunden ausgearbeitet werden konnen. Die Klausurarbeit ist nach sechs Stunden zu beenden.

(4) Eine der Klausurarbeiten hat die Ausarbeitung einer Priifungsarbeit durch selbstindige
Anwendung geeigneter Techniken auf groBere, komplexe Beispiele samt Begriindung des
Losungsansatzes aus Personalverrechnung zu umfassen.

(5) Die Priifungsfragen der Klausurarbeit gemél Abs. 4 sind so zu stellen, dass diese vom Bewerber
in zwei Stunden ausgearbeitet werden konnen. Die Klausurarbeit ist nach drei Stunden zu beenden.

Miindlicher Priifungsteil

§ 23. Der miindliche Priifungsteil hat die Beantwortung von Priifungsfragen aus folgenden
Fachgebieten zu umfassen:

1. Berufsrecht,

2. Buchhaltung, insbesondere Funktionsweise der Einnahmen- und Ausgabenrechnung,
Funktionsweise der doppelten Buchhaltung, formaler Abschluss, Organisationsformen der
doppelten Buchhaltung, Belegwesen, Journal, Hauptbuch, Nebenbuchhaltung, unternehmens-
und steuerrechtliche Buchfithrungs- und Aufzeichnungspflichten, formelle und materielle
Mindestanforderungen, abhéngig von der Form der Buchhaltung, formelle und materielle
OrdnungsmaéBigkeit der Buchfithrung, Inventurverfahren, Kontenrahmenprinzipien und -systeme,

3. biirgerliches Recht und Unternehmensrecht, insbesondere Vertragsrecht, Sachenrecht, Grundziige
des Unternehmensrechts und Grundkenntnisse der einschldgigen arbeits- und sozialrechtlichen
Vorschriften, soweit fiir die Bilanzbuchhaltung erforderlich,

4. Steuerrecht, insbesondere Grundziige der Bundesabgabenordnung, Umsatzsteuer und
Grundbegriffe des Einkommensteuer- und Korperschaftssteuerrechts unter besonderer
Beriicksichtigung der steuerlichen Gewinnermittlung,

5. Zahlungs- und Kapitalverkehr, insbesondere die Durchfiihrung des Zahlungsverkehrs, Scheck
und Wechsel im Zahlungsverkehr und Kaufvertrags- und Versicherungsklauseln und ihre
Auswirkung im Zahlungsverkehr,
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6. Begriffe und Arten von Jahresabschliissen nach dem Unternehmensgesetzbuch (insbesondere
Rechnungslegungsbestimmungen) und Steuerrecht, gesetzliche Vorschriften iiber den
Jahresabschluss nach dem Unternehmensgesetzbuch, Grundsétze ordnungsgeméfer Bilanzierung,
Gliederung von Jahresabschliissen (inklusive Gewinn- und Verlustrechnung) und Fristen zur
Erstellung von Jahresabschliissen,

7. Grundlagen und Anwendungen der Informationstechnologie im Rechnungswesen, insbesondere
EDV und FinanzOnline,

8. Personalverrechnung,

9. Kostenrechnung, insbesondere Kostenrechnungstheorie und traditionelle Kostenrechnung und

10. Unternehmensfiihrung, insbesondere fiir Klein- und Mittelbetriebe.
Priifungsbefreiungen

§ 24. Personen, die eine den Bestimmungen der §§ 21 bis 23 vergleichbare Ausbildung bereits
erfolgreich abgeschlossen haben, sind von der Ablegung der Fachpriifung fiir Bilanzbuchhalter insoweit
befreit, als deren Inhalt Gegenstand einer der Fachpriifung fiir Bilanzbuchhalter inhaltlich vergleichbaren
Priifung gewesen ist. Die Paritdtische Kommission fiir Bilanzbuchhalter hat durch Bescheid festzustellen,
welche Teile der Fachpriifung noch abzulegen sind. Gegen diesen Bescheid steht das Rechtsmittel der
Berufung zu. Uber die Berufung hat der Landeshauptmann zu entscheiden.

4. Abschnitt
Priifungen - Buchhalter

Fachpriifung - Buchhalter

§ 25. Die Fachpriifung fiir Buchhalter besteht aus
1. dem schriftlichen Priifungsteil geméal § 26 und
2. dem miindlichen Priifungsteil gemal § 27.

Schriftlicher Priifungsteil
§ 26. (1) Der schriftliche Priifungsteil hat die Ausarbeitung einer Klausurarbeit zu umfassen.

(2) Die Klausurarbeit hat die Ausarbeitung einer Priifungsarbeit durch selbstindige Anwendung
geeigneter Techniken auf groBere, komplexe Beispicle samt Begriindung des Losungsansatzes aus
nachstehenden Fachgebieten zu umfassen:

1. Einnahmen- und Ausgabenrechnung, doppelte Buchhaltung, insbesondere Verbuchung
samtlicher Steuern, Verbuchung von Wareneinkauf und Warenverkauf, Ermittlung und
Verbuchung von Wareneinsatz, Materialeinsatz und Bestandsverdnderungen, Retourwaren,
Rabatte und Skonti,

2. Verbuchung des Zahlungsverkehrs, insbesondere Rechnungsausgleich, Anzahlungen,
Teilzahlungen, Scheck, Wechsel, Factoring, Personenkonten, Lohn- und Gehaltsverbuchung,
Verbuchung verschiedener Aufwendungen wie Reisekosten, Werbung und Reprisentation,

3.Zu- und Abginge im Anlagevermdgen, Aktivierungspflichten, selbsterstellte Anlagen,
Regelungen fiir Kraftfahrzeuge, Fremdwihrungsverbuchung, Kreditverluste, Gewéhrleistung und
Schadenersatz, Vertragsstrafen, Rechnungsabgrenzungen, Filialbuchhaltung,
Kommissionsgeschifte, Handelsvertretung, Verbuchung von Aufnahme und Tilgung
langfristigen Kapitals, Leasinggeschifte, Verbuchung von Privatentnahmen und -einlagen,

4. buchhalterische Bedeutung der Themenkreise biirgerliches Recht, Unternechmensgesetzbuch
insbesondere Rechnungslegungsvorschriften, Steuerrecht, Zahlungs- und Kapitalverkehr,

5. moderne Kosten- und Leistungsrechnung, insbesondere Zielkostenrechnung und direct costing.

(3) Die Priifungsfragen der Klausurarbeit sind so zu stellen, dass diese vom Bewerber in drei
Stunden ausgearbeitet werden konnen. Die Klausurarbeit ist nach vier Stunden zu beenden.

Miindlicher Priifungsteil
§ 27. Der miindliche Priifungsteil hat die Beantwortung von Priifungsfragen aus folgenden
Fachgebieten zu umfassen:
1. Berufsrecht,

2. Buchhaltung, insbesondere Funktionsweise der Einnahmen- und Ausgabenrechnung,
Funktionsweise der doppelten Buchhaltung, formaler Abschluss, Organisationsformen der
doppelten Buchhaltung, Belegwesen, Journal, Hauptbuch, Nebenbuchhaltung, unternehmens-
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und steuerrechtliche Buchfithrungs- und Aufzeichnungspflichten, formelle und materielle
Mindestanforderungen, abhédngig von der Form der Buchhaltung, formelle und materielle
OrdnungsmafBigkeit der Buchfiihrung, Inventurverfahren, Kontenrahmenprinzipien und -systeme,

3. biirgerliches Recht und Unternehmensrecht, insbesondere Vertragsrecht, Sachenrecht, Grundziige
des Unternehmensrechts und Grundkenntnisse der einschldgigen arbeits- und sozialrechtlichen
Vorschriften, soweit fiir die Buchhaltung erforderlich,

4. Steuerrecht, insbesondere Grundziige der Bundesabgabenordnung, Umsatzsteuer und
Grundbegriffe des Einkommensteuerrechts unter besonderer Beriicksichtigung der steuerlichen
Gewinnermittlung,

5. Zahlungs- und Kapitalverkehr, insbesondere die Durchfiihrung des Zahlungsverkehrs, Scheck
und Wechsel im Zahlungsverkehr und Kaufvertrags- und Versicherungsklauseln und ihre
Auswirkung im Zahlungsverkehr,

6. Kostenrechnung, insbesondere Kostenrechnungstheorie und traditionelle Kostenrechnung und
7. Grundlagen und Anwendungen der Informationstechnologie im Rechnungswesen.

Priifungsbefreiungen

§ 28. Personen, die eine den Bestimmungen der §§ 25 bis 27 vergleichbare Ausbildung bereits
erfolgreich abgeschlossen haben, sind von der Ablegung der Fachpriifung fiir Buchhalter insoweit befreit,
als deren Inhalt Gegenstand einer der Fachpriifung fiir Buchhalter inhaltlich vergleichbaren Priifung
gewesen ist. Die Paritdtische Kommission hat durch Bescheid festzustellen, welche Teile der
Fachpriifung noch abzulegen sind. Gegen diesen Bescheid steht das Rechtsmittel der Berufung zu. Uber
die Berufung hat der Landeshauptmann zu entscheiden.

5. Abschnitt
Priifungen - Personalverrechner

Fachpriifung - Personalverrechner
§ 29. Die Fachpriifung fiir Personalverrechner besteht aus
1. dem schriftlichen Priifungsteil gemif § 30 und
2. dem miindlichen Priifungsteil gemal3 § 31.

Schriftlicher Priifungsteil
§ 30. (1) Der schriftliche Priifungsteil hat die Ausarbeitung einer Klausurarbeit zu umfassen.

(2) Die Klausurarbeit hat die Ausarbeitung einer Priifungsarbeit durch selbstindige Anwendung
geeigneter Techniken auf groBere, komplexe Beispiele samt Begriindung des Losungsansatzes aus
nachstehenden Fachgebieten zu umfassen:

1. Personalverrechnung,

2. Einnahmen- und Ausgabenrechnung und doppelte Buchfiihrung, soweit dies fiir die
Personalverrechnung relevant ist und

3. Bedeutung der Themenkreise biirgerliches Recht, Unternehmensrecht, Steuerrecht, Arbeits- und
Sozialrecht und Verfahrensrecht, soweit dies fiir die Ausiibung erforderlich ist.

(3) Die Priifungsfragen der Klausurarbeit sind so zu stellen, dass diese vom Bewerber in zwei
Stunden ausgearbeitet werden konnen. Die Klausurarbeit ist nach drei Stunden zu beenden.

Miindlicher Priifungsteil
§ 31. Der miindliche Priifungsteil hat die Beantwortung von Priifungsfragen aus folgenden
Fachgebieten zu umfassen:
1. Berufsrecht,
2. Personalverrechnung,

3. Buchhaltung, insbesondere Funktionsweise der Einnahmen- und Ausgabenrechnung, der
doppelten Buchhaltung, formelle und materielle OrdnungsméBigkeit der Buchfiihrung, soweit
dies fiir die Personalverrechnung relevant ist,

4. Bedeutung der Themenkreise biirgerliches Recht, Unternechmensrecht, Steuerrecht, Arbeits- und
Sozialrecht und Verfahrensrecht, soweit dies fiir die Ausiibung erforderlich ist und

5. Grundlagen und Anwendung der Informationstechnologie in der Personalverrechnung.
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Priifungsbefreiungen

§ 32. Personen, die eine den Bestimmungen der §§ 29 bis 31 vergleichbare Ausbildung bereits
erfolgreich abgeschlossen haben, sind von der Ablegung der Fachpriifung fiir Personalverrechner
insoweit befreit, als deren Inhalt Gegenstand einer der Fachpriifung fiir Personalverrechner inhaltlich
vergleichbaren Priifung gewesen ist. Die Parititische Kommission hat durch Bescheid festzustellen,
welche Teile der Fachpriifung noch abzulegen sind. Gegen diesen Bescheid steht das Rechtsmittel der
Berufung zu. Uber die Berufung hat der Landeshauptmann zu entscheiden.

6. Abschnitt
Priifungsausschiisse

Allgemeines
§ 33. (1) Am Sitz der Paritdtischen Kommission ist ein Priifungsausschuss fiir die Abhaltung der
Fachpriifungen einzurichten.
(2) Die Funktionsdauer des Priifungsausschusses hat fiinf Jahre zu betragen.
Priifungsausschuss
§ 34. (1) Der Priifungsausschuss fiir die Abhaltung von Fachpriifungen hat sich zusammenzusetzen
aus:
1. einem Vorsitzenden,
2. der erforderlichen Zahl von Stellvertretern und
3. der erforderlichen Zahl von Priifungskommisséren.

(2) Der Vorsitzende des Priifungsausschusses sowie dessen Stellvertreter sind auf Vorschlag der
Paritdtischen Kommission vom Bundesminister fiir Wirtschaft und Arbeit zu bestellen.

(3) Jeweils die Hilfte der Priifungskommissére sind auf Vorschlag der Kammer der
Wirtschaftstreuhdnder und der  Wirtschaftskammer  Osterreich  vom  Vorsitzenden  des
Priifungsausschusses zu bestellen.

(4) Die Priifungskommissére sind zu entnehmen dem Kreis

1. der Berufsangehorigen,

2. der Hochschullehrer fiir einschligige Facher und

3. anderer hervorragender Fachleute des betreffenden Wissensgebietes.

(5) Die Priifungskommissionen fiir die Abhaltung der Fachpriifungen sind beschlussfihig, wenn
anwesend sind:

1. der Vorsitzende oder einer seiner Stellvertreter und

2. mindestens drei Priifungskommissire.

(6) Der Vorsitzende des Priifungsausschusses darf nicht dem Kreis der Berufsangehoérigen
angehoren.

Unabhiingigkeit

§ 35. Die Mitglieder des Priifungsausschusses sind in Angelegenheiten des Priifungswesens
unabhéngig und an keinen Auftrag gebunden.

Zuriicklegung — Enthebung

§ 36. Aus wichtigen Griinden konnen Mitglieder des Priifungsausschusses ihre Funktion vorzeitig
zurlicklegen oder ihrer Funktion enthoben werden.

Entschidigung

§ 37. (1) Die Mitglieder des Priifungsausschusses haben fiir ihre Priifungstitigkeiten angemessene
Entschiddigungen zu erhalten.

(2) Die Hohe der Entschadigung der in Abs. 1 aufgezédhlten Anspruchsberechtigten ist in einer dem
jeweiligen Priifungsumfang und dem Zeitaufwand angemessenen Hohe von der Paritétischen
Kommission festzusetzen.

Kanzleigeschiifte

§ 38. (1) Fiir die Sicherstellung der Kanzleigeschifte des Priifungsausschusses hat die Parititische
Kommission zu sorgen.
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(2) Die mit dem Priifungswesen befassten Bediensteten sind in diesen Angelegenheiten
ausschlieBlich an die Weisungen des Priifungsausschusses und der Mitglieder des Priifungsausschusses
gebunden.

7. Abschnitt
Priifungsverlauf — Priifungsbeurteilungen

Sprache — Auswertung — Offentlichkeit
§ 39. (1) Die Priifungen sind in deutscher Sprache abzulegen.

(2) Bei der Auswertung der schriftlichen Klausurarbeiten diirfen die Namen der Bewerber weder
ersichtlich sein noch den Priifungskommisséren bekanntgegeben werden.

(3) Die miindlichen Priifungen sind 6ffentlich.
Klausurarbeit

§ 40. (1) Der Vorsitzende des Priifungsausschusses hat zur Beurteilung einer Klausurarbeit zwei
Mitglieder seines Priifungsausschusses zu bestimmen.

(2) Diese beiden Mitglieder haben jeweils unabhéngig voneinander die Arbeit entweder mit
,.bestanden* oder ,,nicht bestanden* zu beurteilen.

(3) Die Klausurarbeit gilt dann insgesamt als bestanden, wenn beide Mitglieder des
Priifungsausschusses die Arbeit mit ,,bestanden” beurteilt haben. Beurteilen beide Mitglieder des
Priifungsausschusses die Arbeit mit ,,nicht bestanden®, so gilt sie insgesamt als nicht bestanden.

(4) Beurteilt ein Mitglied des Priifungsausschusses die Arbeit mit ,,bestanden” und das andere
Mitglied mit ,,nicht bestanden®, so hat der Vorsitzende des Priifungsausschusses zur Beurteilung der
Arbeit ein anderes Mitglied seines Priifungsausschusses zu bestimmen. Dieses Mitglied hat unabhingig
von den beiden ersten Mitgliedern die Arbeit entweder mit ,,bestanden oder mit ,,nicht bestanden® zu
beurteilen. Beurteilt dieses Mitglied die Arbeit mit ,,nicht bestanden®, so gilt sie insgesamt als nicht
bestanden. Beurteilt dieses Mitglied die Arbeit mit ,,bestanden®, so gilt sie insgesamt als bestanden.

(5) Jede Beurteilung einer Klausurarbeit ist zu begriinden. Den Priifungskandidaten sind jene
Mitglieder des Priifungsausschusses, die Klausurarbeiten beurteilt haben, nicht bekannt zu geben. Den
Priifungskandidaten ist auf Verlangen Einsicht in ihre beurteilten Klausurarbeiten zu gewdhren.

(6) Die Beschliisse des Priifungsausschusses sind unanfechtbar.
Reihenfolge der Priifungen

§ 41. Bei den Fachpriifungen hat der Priifungskandidat zuerst den schriftlichen Priifungsteil positiv
abzulegen. Sodann ist er berechtigt, zum miindlichen Priifungsteil anzutreten.

Wiederholungen - Klausurarbeit

§42. (1) Wird eine Klausurarbeit mit insgesamt ,nicht bestanden“ beurteilt, so ist der
Priifungskandidat berechtigt, diese zu wiederholen.

(2) Fiir Wiederholungen hat der Priifungsausschuss eine Frist festzusetzen, nach deren Ablauf die
nicht bestandene Klausurarbeit wiederholt werden kann. Diese Frist darf ein Jahr nicht iibersteigen. Bei
Setzung der Frist sind das Klausurarbeitsergebnis sowie der néchstgelegene Priifungstermin zu
beriicksichtigen.

Miindlicher Priifungsteil — Beurteilung

§ 43. (1) Der Priifungsausschuss hat die einzelnen Priifungsfiacher des miindlichen Priifungsteiles der
Fachpriifung entweder mit ,,bestanden‘ oder mit ,,nicht bestanden‘ zu beurteilen.

(2) Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des Vorsitzenden.
(3) Die Beschliisse der Priifungsausschiisse sind unanfechtbar.

(4) Der miindliche Priifungsteil einer Fachpriifung gilt als insgesamt bestanden, wenn sdmtliche
Fachgebiete des miindlichen Priifungsteiles mit ,,bestanden” beurteilt worden sind. Der miindliche
Priifungsteil einer Fachpriifung gilt als insgesamt nicht bestanden, wenn auch nur ein Priifungsfach des
miindlichen Priifungsteiles mit ,,nicht bestanden* beurteilt worden ist.

Niederschrift

§ 44. Uber den Verlauf der Priifung ist eine von sdmtlichen Mitgliedern des Priifungsausschusses zu
unterzeichnende Niederschrift aufzunehmen.
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Wiederholungen — Miindlicher Priifungsteil

§45. (1) Beurteilt der Priifungsausschuss den Erfolg der miindlichen Priifung in einzelnen
Priiffungsfachern mit ,nicht bestanden®, so ist der Priifungskandidat berechtigt, den miindlichen
Priifungsteil zu wiederholen.

(2) Fiir Wiederholungen hat der Priifungsausschuss eine Frist festzusetzen, nach deren Ablauf der
miindliche Priifungsteil wiederholt werden kann. Diese Frist darf ein Jahr nicht iibersteigen. Bei Setzung
der Frist ist das Priifungsergebnis zu beriicksichtigen.

(3) Die Wiederholung des miindlichen Priifungsteiles hat nur die nicht bestandenen Priifungsfacher
zu umfassen.

Priifungsergebnis — Verkiindung

§ 46. Dic Priifungsergebnisse des miindlichen Priifungsteiles sind dem Priifungskandidaten vom
Vorsitzenden in Anwesenheit der Mitglieder der Priifungskommission im unmittelbaren Anschluss an die
Priifung zu verkiinden.

Priifungszeugnisse — Bestitigungen

§ 47. (1) Dem Priifungskandidaten ist ein Priifungszeugnis auszustellen, wenn er den miindlichen
Priifungsteil insgesamt bestanden hat. Dieses Priifungszeugnis ist vom Vorsitzenden und allen
Priifungskommisséren zu unterzeichnen.

(2) Dem Priifungskandidaten ist eine Bestétigung iiber die bestandenen Priifungsficher auszustellen,
wenn er nur einzelne Priifungsfacher des miindlichen Priifungsteiles bestanden hat. Diese Bestitigung ist
vom Vorsitzenden und allen Priifungskommisséiren zu unterzeichnen.

(3) Dem Priifungskandidaten, dem eine Bestitigung gemi3 Abs. 2 ausgestellt wurde, ist ein
Priifungszeugnis dann auszustellen, wenn er sdmtliche Priifungsfaicher des miindlichen Priifungsteiles
bestanden hat. Dieses Priifungszeugnis ist vom Vorsitzenden und allen Priifungskommissdren der zuletzt
titig gewordenen Priifungskommission zu unterzeichnen.

Priifungsordnung

§ 48. (1) Die Paritdtische Kommission hat durch Verordnung eine Priifungsordnung zu erlassen.
Diese Verordnung ist durch die Parititische Kommission im Internet kundzumachen. Die im Internet
kundgemachten Inhalte miissen jederzeit ohne Identititsnachweis und gebiihrenfrei zugénglich sein und
in ihrer kundgemachten Form vollstdndig und auf Dauer ermittelt werden kdnnen.

(2) Die Priifungsordnung hat Bestimmungen iiber die ndhere Ausgestaltung der Fachpriifungen zu
enthalten, insbesondere iiber

1. die Pflichten der Mitglieder des Priifungsausschusses, um unparteiische und sachgerechte
Priifungen zu gewéhrleisten,

2. die Ausarbeitung der Priifungsthemen, wobei auf die dem betreffenden Priifungsfach und —gebiet
zuzuordnende Tétigkeit des Priifungskandidaten Bedacht zu nehmen ist,

. die Durchfiihrung der Klausurarbeiten,

. die Verdffentlichung von Klausurarbeiten,

. die Durchfiihrung der miindlichen Priifungen und ihre Dauer,

. die Leitung der Sitzungen bei miindlichen Priifungen,

. das auszustellende Priifungszeugnis und

. die Rechte und Pflichten der mit dem Priifungsverfahren befassten Bediensteten.
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9. Abschnitt
Bestellungsverfahren

Antrag auf offentliche Bestellung

§49. (1) Natiirliche Personen, die einen Bilanzbuchhaltungsberuf selbstéindig auszuiiben
beabsichtigen, haben einen schriftlichen Antrag auf offentliche Bestellung bei der Paritétischen
Kommission einzubringen.

(2) Diesem Antrag sind anzuschlieen:

1. ein Identitdtsnachweis und
2. die Belege zum Nachweis der Erfiillung der Voraussetzungen fiir die 6ffentliche Bestellung.
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Anspruch auf éffentliche Bestellung

§ 50. (1) Natiirliche Personen, welche die Voraussetzungen fiir die 6ffentliche Bestellung erfiillen,
haben Anspruch auf 6ffentliche Bestellung.

(2) Vor der offentlichen Bestellung darf ein Bilanzbuchhaltungsberuf nicht selbstindig ausgeiibt
werden.

(3) Sind bei natiirlichen Personen seit Ablegung der Fachpriifung mehr als sieben Jahre vergangen,
so hat die Parititische Kommission die oOffentliche Bestellung von der neuerlichen Ablegung der
miindlichen Fachpriifung abhingig zu machen, wenn der Bestellungswerber in dieser Zeit nicht
iiberwiegend facheinschlégig gearbeitet hat.

Offentliche Bestellung — Eintragung
§ 51. (1) Die Behorde hat iiber die 6ffentliche Bestellung eine Urkunde auszustellen.

(2) Bilanzbuchhalter sind von Amts wegen

1. bei Erkldrung zur Mitgliedschaft zu den Kammern der gewerblichen Wirtschaft in das
Gewerberegister geméB § 365 bis § 365g der Gewerbeordnung 1994, BGBI. Nr. 194, einzutragen
und

2. bei Erklarung zur Mitgliedschaft zur Kammer der Wirtschaftstreuhédnder aufgrund der Meldung
der Paritdtischen Kommission iiber die erfolgte 6ffentliche Bestellung durch die Kammer der
Wirtschaftstreuhénder in das Verzeichnis gemdfl § 166 des Wirtschaftstreuhandberufsgesetzes,
BGBI. I Nr. 58/1999, einzutragen.

(3) Buchhalter und Personalverrechner sind in das Gewerberegister gemif3 § 365 bis § 365g der
Gewerbeordnung 1994, BGBI. Nr. 194, einzutragen.

Versagung der offentlichen Bestellung

§ 52. (1) Die offentliche Bestellung ist zu versagen, wenn eine der Bestellungsvoraussetzungen nicht
erfullt ist.

(2) Uber die Versagung der oOffentlichen Bestellung hat die Parititische Kommission einen
schriftlichen Bescheid zu erlassen.

(3) Gegen diesen Bescheid steht das Rechtsmittel der Berufung zu. Uber die Berufung hat der
Landeshauptmann zu entscheiden.
Nichtigkeit

§ 53. Offentliche Bestellungen sind nichtig und vom Bundesminister fiir Wirtschaft und Arbeit
gemal § 68 Abs. 4 Z 4 des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991, BGBI. Nr. 51, fiir nichtig
zu erklaren, wenn zum Zeitpunkt der Aushdndigung der Bestellungsurkunde eine der
Bestellungsvoraussetzungen nicht erfiillt war und weiterhin nicht erfiillt ist.

3. Hauptstiick
Gesellschaften

1. Abschnitt
Gesellschaften —- Kammern der gewerblichen Wirtschaft

Voraussetzungen

§ 54. (1) Fir Bilanzbuchhaltergesellschaften, die die Mitgliedschaft zu den Kammern der
gewerblichen Wirtschaft erklirt haben, gelten, soweit in diesem Hauptstiick nichts anderes bestimmt ist,
die auf Gesellschaften anzuwendenden Bestimmungen der Gewerbeordnung 1994, BGBI. Nr. 194.
Allgemeine Vorraussetzung fiir die Anerkennung dieser Bilanzbuchhaltergesellschaften ist jedenfalls eine
abgeschlossene Vermdogensschaden-Haftpflichtversicherung gemédll § 10 und die Erkldrung iiber die
Mitgliedschaft zu den Wirtschaftskammern.

(2) Fir Buchhaltungsgesellschaften und Personalverrechnungsgesellschaften gelten, soweit in
diesem Hauptstiick nichts anderes bestimmt ist, die auf Gesellschaften anzuwendenden Bestimmungen
der Gewerbeordnung 1994, BGBI. Nr. 194. Buchhaltungsgesellschaften und
Personalverrechnungsgesellschaften diirfen sich nicht als Bilanzbuchhaltungsgesellschaften bezeichnen.
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2. Abschnitt
Bilanzbuchhaltergesellschaften — Kammer der Wirtschaftstreuhéinder

Geltungsbereich

§ 55. Fir Bilanzbuchhaltergesellschaften, die eine Mitgliedschaft zur Kammer der
Wirtschaftstreuhidnder anstreben, gelten fiir die Anerkennung die Vorschriften dieses Abschnittes.

Voraussetzungen

§ 56. (1) Allgemeine Voraussetzungen fiir die Anerkennung einer Bilanzbuchhaltergesellschaft sind:
. das Vorliegen einer zuldssigen Gesellschaftsform gemaB § 57,

. ein schriftlich abgeschlossener Gesellschaftsvertrag,

. eine Firma und ein Sitz gemaf § 58,

. Gesellschafter oder Aktionédre gemif § 59,

. ein allfdlliger Aufsichtsrat gemaB § 60,

. eine abgeschlossene Vermogensschaden-Haftpflichtversicherung gemédf § 10,

. geordnete wirtschaftliche Verhiltnisse gemal § 9 und

8. die Erkldrung tiber die Mitgliedschaft zur Kammer der Wirtschaftstreuhdnder.
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(2) Weitere Voraussetzung fiir die Anerkennung ist

1. bei Personengesellschaften eine Aufteilung der Kapitalanteile und Stimmrechte, die einen
ausschlieBlichen Einfluss von Bilanzbuchhaltern gewdhrleisten, und

2. bei Kapitalgesellschaften eine Aufteilung des Grund- oder Stammbkapitals und der Stimmrechte,
die einen ausschlieBlichen Einfluss von Bilanzbuchhaltern gewéhrleisten.

(3) Die Geschiftsfithrung und die Vertretung nach auflen hat durch Bilanzbuchhalter, die zur
selbstdndigen Ausiibung ihrer Berufsbefugnis als Bilanzbuchhalter berechtigt sind, zu erfolgen.
Prokuristen miissen zur selbstdndigen Ausiibung ihrer Berufsbefugnis als Bilanzbuchhalter berechtigt
sein.

Zulissige Gesellschaftsformen
§ 57. Die Ausiibung des Bilanzbuchhalterberufes ist nur zuldssig durch
. eine offene Gesellschaft oder
. eine Kommanditgesellschaft oder
. eine Gesellschaft mit beschrinkter Haftung oder
. eine Aktiengesellschaft.

AW N =

Sitz — Firma
§58. (1) Die Firma hat bei Ausiibung des Berufes Bilanzbuchhalter die Bezeichnung
,Bilanzbuchhaltergesellschaft™ zu enthalten. Die Verwendung von Abkiirzungen ist zuléssig.

(2) Der Sitz einer Gesellschaft muss in Osterreich liegen. Der Berufssitz mindestens eines der
gesetzlichen Vertreter muss in dem Bundesland liegen, in dem die Gesellschaft ihren Sitz hat.

Gesellschafter

§ 59. (1) Gesellschafter diirfen nur folgende Personen sein:
1. als Bilanzbuchhalter berufsberechtigte natiirliche Personen,
2. Ehegatten und Kinder von an der Gesellschaft beteiligten Berufsberechtigten,
3. Gesellschaften, die berechtigt sind, den Beruf Bilanzbuchhalter auszuiiben, und
4.nach  ausldndischem Recht  Berufsberechtigte, ~wenn ihre  Kapitalanteile am
Gesellschaftsvermdgen und ihre Stimmrechte ein Viertel nicht iibersteigen, sofern zwischen
Osterreich und dem Staat, in dem die Berufsberechtigung erlangt wurde, Reziprozitit gegeben ist
und eine dhnliche Ausbildung nachgewiesen wird und die Geschiftsfiihrung und die Vertretung
nach auBlen mehrheitlich durch in Osterreich Berufsberechtigte erfolgt.
(3) Gesellschafter geméfl Abs. 1 Z 2 miissen besitzen:
1. einen in einem EU- oder EWR-Mitgliedstaat gelegenen Hauptwohnsitz,
2. die besondere Vertrauenswiirdigkeit gemaf3 § 8 und
3. geordnete wirtschaftliche Verhéltnisse geméal § 9.

(4) Alle Gesellschafter miissen ihre Rechte im eigenen Namen und auf eigene Rechnung innehaben.
Die treuhdnderische Ausiibung von Gesellschaftsrechten, partiarische Darlehen und &hnliche
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Vertragsverhéltnisse sind unzuldssig. Stille Beteiligungen sind nur durch den im Abs. 1 umschriebenen
Personenkreis zuldssig und der Kammer der Wirtschaftstreuhéinder unverziiglich zu melden.

(5) Bei Aktiengesellschaften haben die Aktien auf Namen zu lauten. Die Ubertragung von
Namensaktien ist nur mit Zustimmung der Gesellschaft zuldssig.

(6) Das Erloschen der Berufsberechtigung eines Gesellschafters wihrend der Dauer der
Zugehorigkeit zur Gesellschaft bewirkt den Widerruf der Anerkennung der letzteren, wenn der ehemalige
Berufsberechtigte nicht innerhalb von sechs Monaten aus der Gesellschaft ausscheidet. Diese Rechtsfolge
tritt jedoch nicht ein, wenn das Erloschen ausschlieBlich dadurch erfolgt, dass der echemalige
Berufsberechtigte auf seine Berufsberechtigung verzichtet hat, um in den Genuss einer ihm wegen seines
Alters oder wegen seiner Berufsunfiahigkeit zustehenden Pension aus der gesetzlichen Sozialversicherung
zu gelangen.

(7) Stirbt ein Berufsberechtigter, so ist sein Ehegatte bis zu seiner allfilligen Wiederverehelichung
und sind seine Kinder bis zur Vollendung ihres 35. Lebensjahres berechtigt, in seine Stellung als
Gesellschafter einzutreten, sofern sie seinen Gesellschaftsanteil von Todes wegen erworben haben. Der
Ehegatte und die Kinder haben zu den angefiihrten Zeitpunkten aus der Gesellschaft auszuscheiden, wenn
sie bis dahin nicht bereits selbst berufsberechtigt sind.

(8) Jede Veranderung in der Geschéftsfithrung, in der Zusammensetzung der Gesellschafter und der
Gesellschaftsanteile, bei der Verteilung der Stimmrechte und der Verlegung des Sitzes ist der
Paritatischen Kommission binnen einem Monat anzuzeigen.

Aufsichtsrat

§ 60. (1) Aufsichtsratsmitglieder miissen besitzen:
1. einen in einem EU- oder EWR-Mitgliedstaat gelegenen Hauptwohnsitz,
2. die besondere Vertrauenswiirdigkeit gemaf3 § 8 und
3. geordnete wirtschaftliche Verhéltnisse gemal § 9.

(2) Aufsichtsratsmitglieder unterliegen der Verpflichtung zur Verschwiegenheit.
Anerkennung bei Umgriindung- Zeitpunkt

§ 61. Griindet eine berufsberechtigte natiirliche Person oder eine Gesellschaft, die zur Ausiibung des
Bilanzbuchhalterberufes  berechtigt ist, einen Betrieb oder Teilbetriecb im Sinne des
Umgriindungssteuergesetzes, BGBI. Nr. 699/1991, in eine Bilanzbuchhaltungsgesellschaft um, so hat die
Anerkennung riickwirkend mit dem Tag der Eintragung in das Firmenbuch zu erfolgen, wenn die
Gesellschaft an diesem Tag die Anerkennungsvoraussetzung erfillt.

3. Abschnitt
Anerkennungsverfahren

Antrag auf Anerkennung

§ 62. Gesellschaften, die einen Bilanzbuchhaltungsberuf auszuiiben beabsichtigen, haben einen
schriftlichen Antrag auf Anerkennung unter Beibringung der erforderlichen Belege zum Nachweis der
Erfiillung der Voraussetzungen fiir die Anerkennung an die Paritétische Kommission zu stellen.

Anspruch auf Anerkennung

§ 63. (1) Gesellschaften, welche die Voraussetzungen fiir die Anerkennung erfiillen, haben Anspruch
auf Anerkennung.

(2) Vor Anerkennung darf ein Bilanzbuchhaltungsberuf nicht ausgeiibt werden.
Anerkennung
§ 64. Die Paritdtische Kommission hat {iber die Anerkennung eine Urkunde auszustellen.
Versagung der Anerkennung

§ 65. (1) Die Paritdtische Kommission hat die Anerkennung mit Bescheid zu versagen, wenn eine
der Anerkennungsvoraussetzungen nicht erfiillt ist.

(2) Gegen diesen Bescheid steht das Rechtsmittel der Berufung zu. Uber die Berufung hat der
Landeshauptmann zu entscheiden.
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Nichtigkeit
§ 66. Anerkennungen sind nichtig und vom Bundesminister fir Wirtschaft und Arbeit gemil3 § 68
Abs. 4 Z 4 des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991, BGBI. Nr. 51, filir nichtig zu erkléren,
wenn im Zeitpunkt der Anerkennung eine der Anerkennungsvoraussetzungen nicht erfiillt war und
weiterhin nicht erfiillt ist.
Eintragung
§ 67. Anerkannte Gesellschaften sind von Amts wegen

1. bei Erklarung zur Mitgliedschaft zu den Kammern der gewerblichen Wirtschaft in das
Gewerberegister gemal § 365 bis § 365g der Gewerbeordnung 1994 einzutragen und

2. bei Erklarung zur Mitgliedschaft zur Kammer der Wirtschaftstreuhdnder aufgrund der Meldung
der Parititischen Kommission iiber die erfolgte Anerkennung durch die Kammer der
Wirtschaftstreuhénder in das Verzeichnis gemil § 166 des Wirtschaftstreuhandberufsgesetzes
einzutragen.

4. Hauptstiick
Rechte und Pflichten

1. Abschnitt
Allgemeine Rechte und Pflichten

Allgemeines

§ 68. (1) Berufsberechtigte sind verpflichtet, ihren Beruf gewissenhaft, sorgfiltig,
eigenverantwortlich und unabhéngig und unter Beachtung der in diesem Hauptstiick und der in der
Richtlinie gemédB § 69 enthaltenen Bestimmungen auszuiiben.

(2) Wird ein Berufsberechtigter als Mediator tétig, so hat er auch dabei die ihn als
Berufsberechtigten treffenden Berufspflichten einzuhalten. Besondere Regelungen fiir Mediatoren nach
anderen Rechtsvorschriften werden dadurch nicht beriihrt.

(3) Sonstige Rechte der Gewerbeordnung 1994, BGBI. Nr. 194, soweit diese nicht im Widerspruch
mit den Bestimmungen dieses Bundesgesetzes stehen, stehen den Berufsberechtigten, die Mitglieder der
Wirtschaftskammern sind, zu.

Ausiibungsrichtlinie

§69. (1) Die Paritdtische Kommission hat eine Richtlinie fir die Auslibung der
Bilanzbuchhaltungsberufe zu erlassen.
(2) Diese Richtlinie hat insbesondere zu regeln:
1. das standesgeméBe Verhalten im Geschiftsverkehr mit Auftraggebern,

2. das standesgemiBe Verhalten gegeniiber anderen Berufsberechtigten und Personen anderer
Berufe, die durch die Ausiibung eines Bilanzbuchhaltungsberufes beriihrt werden,

3. die Kontrolle der sonstigen Pflichten von Berufsberechtigten und

4. angemessene Vorkehrungen zum Schutz der Berufsberechtigten von einer Ausnutzung durch die
organisierte Kriminalitdt und einer Verwicklung in diese.

(3) Diese Richtlinie ist durch die Paritdtische Kommission im Internet kundzumachen. Die im
Internet kundgemachten Inhalte miissen jederzeit ohne Identitdtsnachweis und gebiihrenfrei zugénglich
sein und in ihrer kundgemachten Form vollstindig und auf Dauer ermittelt werden kdnnen.

Berufsbezeichnungen

§ 70. (1) Natiirliche Personen, die zur selbstindigen Ausiibung des Bilanzbuchhalters berechtigt
sind, sind verpflichtet, sich als ,,Bilanzbuchhalter zu bezeichnen, wenn sie Mitglied der Kammer der
Wirtschaftstreuhdnder sind.

(2) Buchhalter und Personalverrechner diirfen sich nicht als ,,Bilanzbuchhalter bezeichnen.

(3) Weibliche Berufsberechtigte sind berechtigt, die in § 1 Abs. 1 genannten Berufsbezeichnungen in
ihrer weiblichen Form zu fiihren.

Zweigstellen

§ 71. (1) Berufsberechtigte sind berechtigt, ihren Beruf von ihrem Berufssitz aus im gesamten
Bundesgebiet auszuiiben.
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(2) Berufsberechtigte sind berechtigt, Zweigstellen zu errichten. Voraussetzung fiir die Errichtung
einer Zweigstelle ist die Ubertragung der Leitung der Zweigstelle an eine Person mit aufrechter
Berufsbefugnis, die ihren Berufssitz in jenem Bundesland hat, in dem sich die Zweigstelle befindet, in
dieser hauptberuflich und unter Ausschluss jeder Tétigkeit eines Bilanzbuchhaltungsberufes auf eigene
Rechnung vom Inhaber der Zweigstelle beschiftigt wird und jene Berufsberechtigung besitzt, die fiir die
in der Zweigstelle ausgeiibten Tétigkeiten eines Bilanzbuchhaltungsberufes erforderlich ist.

(3) Die Errichtung einer Zweigstelle ist der Paritdtischen Kommission unverziiglich zu melden. Der
Meldung sind die erforderlichen Urkunden zum Nachweis der Erfiillung der Voraussetzung gemal3 Abs. 2
anzuschlieBen.

(4) Die Paritdtische Kommission hat die Errichtung einer Zweigstelle binnen vier Wochen nach
erfolgter Meldung mit Bescheid zu untersagen, wenn die Voraussetzung geméal Abs. 2 nicht erfiillt ist.

(5) Die Ausiibung eines Bilanzbuchhaltungsberufes in einer Zweigstelle ist von der Paritétischen
Kommission mit Bescheid zu untersagen, wenn die Voraussetzung gemifl Abs. 2 weggefallen ist.

(6) Gegen einen Bescheid, mit dem die Errichtung einer Zweigstelle oder die Ausiibung einer
Titigkeit eines Bilanzbuchhaltungsberufes in einer Zweigstelle untersagt wird, steht das Rechtsmittel der
Berufung zu. Uber die Berufung hat der Landeshauptmann zu entscheiden.

Ausgelagerte Abteilungen
§ 72. (1) Ausgelagerte Abteilungen sind vom Berufssitz eines Berufsberechtigten rdumlich getrennte
Organisationseinheiten, die

l.im Zusammenhang mit den am Berufssitz des Berufsberechtigten bestehenden
Organisationseinheiten organisatorisch und funktionell eine Einheit bilden,

2. sich in unmittelbarer Ndhe des Berufssitzes befinden und
3. vom Berufssitz aus einer fachlichen Kontrolle unterstehen.

(2) Ausgelagerte Abteilungen haben einen fiir die Allgemeinheit sichtbaren Hinweis auf ihre
Eigenschaft als ausgelagerte Abteilung und auf den Berufssitz zu enthalten.

Auftrige und Bevollmiichtigung

§ 73. (1) Berufsberechtigte sind verpflichtet, die Ubernahme eines Auftrages abzulehnen, der sie bei
Ausilibung ihrer Tatigkeit an Weisungen fachlicher Art des Auftraggebers binden wiirde. Die Annahme
von Auftrigen durch Bilanzbuchhalter, die sowohl dem Grunde als auch der Hohe nach im
Deckungsumfang ihrer Vermdgensschaden-Haftpflichtversicherung nicht enthalten sind, ist unzuléssig.

(2) Berufsberechtigte sind berechtigt, einen bereits iibernommenen Auftrag zuriickzulegen, wenn ein
wichtiger Grund vorliegt. Wichtige Griinde sind insbesondere
1. die sich nachtriglich ergebende Unerfiillbarkeit des Auftrages oder
2. die Verhinderung durch eine Krankheit oder
3. die sich nachtriglich ergebende Feststellung, dass der Auftraggeber bewusst unrichtige oder
unvollstdndige Unterlagen zur Verfiigung gestellt hat.

(3) Berufsberechtigte sind berechtigt, die ihnen erteilten Auskiinfte und iibergebenen Unterlagen des
Auftraggebers, insbesondere Zahlenangaben, als richtig und vollstindig anzusehen.

(4) Berufsberechtigte sind verpflichtet, die {ibernommenen Angelegenheiten, Aufgaben,
Vertretungen und Verteidigungen gesetzmifBig zu fithren und die Rechte des Auftraggebers gegen
jedermann mit Treue und Nachdruck zu verfolgen. Sie sind im Rahmen ihrer Auftrige befugt, alle ihren
Auftraggebern zur Verfiigung stehenden gesetzméBigen Angriffs- und Verteidigungsmittel zu
gebrauchen.

(5) Beruft sich ein Bilanzbuchhalter im beruflichen Verkehr auf die ihm erteilte Bevollméchtigung,
so ersetzt diese Berufung den urkundlichen Nachweis.

(6) Vereinbarungen in  Allgemeinen Geschiftsbedingungen {iber einen  generellen
Haftungsausschluss sind unzuléssig.

Interdisziplinire Zusammenarbeit — Werkvertrige

§ 74. (1) Berufsberechtigte sind berechtigt, Angehorige anderer selbstindiger Berufe fiir einzelne
bestimmte und iibliche Aufgaben durch Werkvertrag heranzuziehen.

(2) Die Beteiligung am Unternehmen eines Bilanzbuchhalters, der Mitglied der Kammer der
Wirtschaftstreuhdnder ist, in Form eines partiarischen Darlehens und einer Gesellschaft nach
biirgerlichem Recht, auch als Innengesellschaft oder Unterbeteiligung, ist nicht gestattet.
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Andere Titigkeiten

§ 75. (1) Berufsberechtigte sind berechtigt, auch andere Tétigkeiten selbstédndig oder unselbstindig
auszuiiben.

(2) Die Ausiibung anderer selbsténdiger oder unselbstdndiger Tatigkeiten neben jener der Ausiibung
eines Bilanzbuchhalters, der Mitglied der Kammer der Wirtschaftstreuhdnder ist, ist unzuldssig, wenn sie
auf Provisionsbasis beruhen oder die Unabhingigkeit bei der Ausilibung der Berufsberechtigung
gefahrden.

(3) Jede selbstindige und unselbstindige Tétigkeit gemél Abs. 2 ist der Paritdtischen Kommission
unverziiglich anzuzeigen.

(4) Die Paritiatische Kommission hat selbstéindige oder unselbstéindige Tétigkeiten geméf Abs. 2 mit
Bescheid zu untersagen, wenn diese:

1. auf Provisionsbasis beruhen oder
2. die Unabhéngigkeit des Bilanzbuchhalters gefdhrden.

(5) Gegen einen Bescheid, mit dem eine selbstindige oder eine unselbstéindige Tétigkeit untersagt
wird, steht das Rechtsmittel der Berufung zu. Uber die Berufung hat der Landeshauptmann zu
entscheiden.

Verschwiegenheitspflicht

§ 76. (1) Berufsberechtigte sind zur Verschwiegenheit iiber die ihnen anvertrauten Angelegenheiten
verpflichtet. Fiir diese Verschwiegenheitspflicht ist es ohne Bedeutung, ob die Kenntnis dieser Umsténde
und Tatsachen auch anderen Personen zugénglich ist oder nicht.

(2) Die Verschwiegenheitspflicht der Berufsberechtigten erstreckt sich auch auf personliche
Umstidnde und Betriebs- oder Geschéftsgeheimnisse, die ihnen bei Durchfithrung erteilter Auftrage oder
im Zuge eines behordlichen, nicht offentlichen Verfahrens in Ausiibung ihres Berufes als solche
bekanntgeworden sind.

(3) Hinsichtlich der Befreiung eines Berufsberechtigten zur Ablegung eines Zeugnisses, zur
Einsichtgewihrung in Geschéftspapiere oder zur Erteilung von Auskiinften im Verwaltungs-, Abgaben-,
Zivil- und Strafverfahren sind in Ansehung dessen, was dem Berufsberechtigten in Ausiibung seines
Bilanzbuchhaltungsberufes bekannt geworden ist, die fiir Wirtschaftstreuhidnder geltenden Bestimmungen
anzuwenden, jedoch mit der Maligabe, dass im Abgabenverfahren vor den Finanzbehdrden einem
Berufsberechtigten die gleichen Rechte wie einem Rechtsanwalt zustehen.

(4) Die Verschwiegenheitspflicht entfillt, wenn und insoweit

1. Melde- und Auskunftspflichten im Rahmen der Bestimmungen der Richtlinie 91/308/EWG zur
Verhinderung der Nutzung des Finanzsystems zum Zwecke der Geldwésche, in der Fassung der
Richtlinie 2001/97/EG, und den damit im Zusammenhang erlassenen Umsetzungsmafinahmen
bestehen oder

2. der Auftraggeber den Berufsberechtigten ausdriicklich von dieser Pflicht entbunden hat.

(5) Die Bestimmungen der Abs. 1 bis 4 gelten sinngemiB fiir die Erfiillungsgehilfen der
Berufsberechtigten, Gesellschafter, Aufsichtsréte, Prokuristen.

Provisionen — Provisionsvorbehalt

§ 77. Bilanzbuchhalter, die Mitglieder der Kammer der Wirtschaftstreuhdnder sind, ist die Annahme
oder die Gewadhrung von Provisionen oder die Weitergabe von Auftrigen unter Provisionsvorbehalt
verboten.

Ruhen der Befugnis

§ 78. (1) Berufsberechtigte sind berechtigt, auf ihre Befugnis zur selbstindigen Ausiibung ihres
Bilanzbuchhaltungsberufes voriibergehend mit der Rechtsfolge zu verzichten, dass hierdurch Ruhen der
Berufsbefugnis eintritt.

(2) Der Eintritt des Ruhens ist der Parititischen Kommission unverziiglich schriftlich anzuzeigen.
Die Parititische Kommission ist verpflichtet, der Kammer der Wirtschaftstreuhdnder und den jeweils
zustindigen Wirtschaftskammern unaufgefordert und umgehend den Eintritt und die Beendigung des
Ruhens mitzuteilen.

(3) Bilanzbuchhalter sind nicht verpflichtet, wihrend des Ruhens ihrer Berufsberechtigung die
Vermogensschaden-Haftpflichtversicherung aufrecht zu halten.

www.ris.bka.gv.at



BGBI. I - Ausgegeben am 1. Dezember 2006 - Nr. 161 29 von 34

(4) Die Beendigung des Ruhens ist der Paritdtischen Kommission unverziiglich schriftlich
anzuzeigen. Der schriftlichen Anzeige auf Beendigung des Ruhens sind die Belege zum Nachweis der
Erfiillung der allgemeinen Voraussetzungen gemél3 § 7 Abs. 1 anzuschlieen.

(5) Die Paritétische Kommission hat die Wiederaufnahme der Berufstatigkeit zu untersagen, wenn

1. keine Belege gemdf3 Abs. 4 vorgelegt werden oder

2. die allgemeinen Voraussetzungen gemél § 7 Abs. 1 nicht vorliegen oder

3. im Falle der personlichen Wiederauthahme der Berufstatigkeit durch eine natiirliche Person nach
mehr als siebenjéhrigem Ruhen.

(6) Von einer Untersagung ist im Fall des Abs. 5 Z 3 abzusehen, wenn der Berufsberechtigte in
dieser Zeit tiberwiegend facheinschlédgig gearbeitet hat.

(7) Im Falle der personlichen Wiederaufnahme der Berufstétigkeit durch eine natiirliche Person nach
mehr als siebenjdhrigem Ruhen hat die Parititische Kommission diese Wiederaufnahme von der
Ablegung der miindlichen Fachpriifung abhéngig zu machen, wenn der Berufsberechtigte in dieser Zeit
nicht iberwiegend facheinschlégig gearbeitet hat.

(8) Uber die Untersagung der Wiederaufnahme ist ein schriftlicher Bescheid zu erlassen. Dieser
Bescheid ist dem Berufsberechtigten zu eigenen Handen zuzustellen. Gegen den Bescheid steht das
Rechtsmittel der Berufung zu. Uber die Berufung hat der Landeshauptmann zu entscheiden. Der
Berufung kommt keine aufschiebende Wirkung zu.

Weitere Meldepflichten

§ 79. Berufsberechtigte sind verpflichtet, der Parititischen Kommission binnen einem Monat
schriftlich sdmtliche Anderungen, welche die Voraussetzungen fiir die 6ffentliche Bestellung oder die
Anerkennung betreffen, zu melden.

5. Hauptstiick
Suspendierung — Endigung — Verwertung

1. Abschnitt
Suspendierung

Voraussetzungen
§ 80. (1) Die Parititische Kommission hat die Ausiibung eines Bilanzbuchhaltungsberufes vorlaufig
zu untersagen bei
1. Verlust der vollen Handlungsféhigkeit oder

2. Einleitung einer Voruntersuchung gemal § 91 der StrafprozeBordnung 1975, BGBIL. Nr. 631,
wegen des Verdachtes

a) einer mit Vorsatz begangenen strafbaren Handlung, die mit mehr als einer dreimonatigen
Freiheitsstrafe bedroht ist, oder

b) einer mit Bereicherungsvorsatz begangenen gerichtlich strafbaren Handlung oder
¢) eines gerichtlich strafbaren Finanzvergehens oder

3. Versetzung in den Anklagestand gemall § 207 der StrafprozeBordnung 1975, BGBIL. Nr. 631,
wegen des Verdachtes einer der in Z 2 lit. a bis ¢ aufgezéhlten Handlungen oder

4. Verhdngung der Untersuchungshaft wegen des Verdachtes einer der in Z 2 lit. a bis ¢
aufgezihlten Handlungen oder

5. rechtskriftiger Er6ffnung eines Konkurs- oder eines Ausgleichsverfahrens oder

6. Abweisung eines Antrages auf Konkurser6ffnung mangels voraussichtlich hinreichenden
Vermdgens oder

7. fehlender Vermdgensschaden-Haftpflichtversicherung.

(2) Von einer Suspendierung ist in den Fillen des Abs. 1 Z 2 und 3 abzusehen, wenn die
ordnungsgemife Berufsausiibung nicht gefédhrdet ist.

(3) Uber die Suspendierung ist ein schriftlicher Bescheid zu erlassen. Der Bescheid iiber die
Suspendierung ist dem Berufsberechtigten zu eigenen Handen zuzustellen. Im Fall des Abs. 1 Z 1 und bei
Gesellschaften ist der Bescheid dem gesetzlichen Vertreter zuzustellen.
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(4) Gegen den Bescheid, mit dem eine Suspendierung verfiigt wurde, steht das Rechtsmittel der
Berufung zu. Uber die Berufung hat der Landeshauptmann zu entscheiden. Der Berufung kommt keine
aufschiebende Wirkung zu.

Aufhebung der Suspendierung

§ 81. (1) Die Paritdtische Kommission hat die Suspendierung auf Antrag aufzuheben, wenn der
Grund fiir eine Untersagung nicht mehr gegeben ist.

(2) Gegen den Bescheid, mit welchem dem Antrag keine Folge gegeben wurde, steht das
Rechtsmittel der Berufung zu. Uber die Berufung hat der Landeshauptmann zu entscheiden.

Veroffentlichung

§ 82. Die Parititische Kommission hat jede Suspendierung oder deren Aufhebung der Kammer der
Wirtschaftstreuhédnder und den jeweils zustdndigen Wirtschaftskammern unaufgefordert und umgehend
mitzuteilen.

2. Abschnitt
Erloschen der Berechtigung

Allgemeines

§ 83. Die Berechtigung zur selbstindigen Ausiibung eines Bilanzbuchhaltungsberufes erlischt durch
1. Verzicht gemiB § 84 oder

2. Widerruf der 6ffentlichen Bestellung geméal § 85 oder

3. Widerruf der Anerkennung gemif § 86 oder

4. Tod oder

5. Auflésung der Gesellschaft.

Verzicht

§ 84. (1) Berufsberechtigte sind berechtigt, auf ihre Berechtigung zur selbstdndigen Ausiibung ihres
Bilanzbuchhaltungsberufes zu verzichten.

(2) Der Verzicht auf die Berechtigung zur selbstéindigen Ausiibung eines Bilanzbuchhaltungsberufes
ist der Paritdtischen Kommission schriftlich zu erkléren.

(3) Der Verzicht wird mit dem Datum wirksam, welches der Berufsberechtigte bestimmt hat,
frithestens jedoch mit jenem Tag, an dem die Verzichtserklirung der Parititischen Kommission
zugekommen ist.

Widerruf der 6ffentlichen Bestellung

§ 85. (1) Die Paritdtische Kommission hat eine durch 6ffentliche Bestellung erteilte Berechtigung
zur selbstdndigen Ausiibung eines Bilanzbuchhaltungsberufes zu widerrufen, wenn eine der allgemeinen
Voraussetzungen fiir die 6ffentliche Bestellung nicht mehr gegeben ist.

(2) Uber den Widerruf der Bestellung ist ein schriftlicher Bescheid zu erlassen.

(3) Gegen diesen Bescheid steht das Rechtsmittel der Berufung zu. Uber die Berufung hat der
Landeshauptmann zu entscheiden.

(4) Vom Widerruf der 6ffentlichen Bestellung ist in den Fillen des § 8 Z 1 lit. d abzusehen, wenn
eine ordnungsgemaifle Berufsausiibung nicht gefdhrdet ist und die Folgen des Vergehens unbedeutend
sind.

Widerruf der Anerkennung

§ 86. (1) Die Paritdtische Kommission hat eine durch Anerkennung erteilte Berechtigung zur
Ausiibung eines Bilanzbuchhaltungsberufes zu widerrufen, wenn eine der Anerkennungsvoraussetzungen
nicht mehr gegeben ist.

(2) Vor Widerruf einer Anerkennung hat die Parititische Kommission die Gesellschaft aufzufordern,
einen den Widerruf begriindenden Umstand innerhalb einer Frist von sechs Monaten, in den Féllen des
§ 54 Abs. 1, zweiter Satz, und des § 56 Abs. 1 Z 6 zu beseitigen.

(3) Uber den Widerruf ist ein schriftlicher Bescheid zu erlassen.

(4) Gegen diesen Bescheid steht das Rechtsmittel der Berufung zu. Uber die Berufung hat der
Landeshauptmann zu entscheiden.
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Streichung — Veroffentlichung

§ 87. Anerkannte Gesellschaften sind von Amts wegen auf Grund des Erloschens der Berechtigung
aus dem Gewerberegister gemill § 365 bis § 365g der Gewerbeordnung 1994 und aus dem Verzeichnis
gemiB § 166 des Wirtschaftstreuhandberufsgesetzes zu streichen.

3. Abschnitt
Verwertung

Fortfiihrungsrecht

§ 88. (1) Zur Fortfithrung der Kanzlei eines verstorbenen Berufsberechtigten, der Mitglied der
Kammer der Wirtschaftstreuhdnder war, gelten die Bestimmungen des 1. Teiles, 5. Hauptstiick, 3.
Abschnitt des Wirtschaftstreuhandberufsgesetzes, BGBIL. I Nr. 58/1999, mit der Mallgabe, dass die
Paritdtische Kommission die Aufgaben der Kammer der Wirtschaftstreuhédnder wahrzunehmen hat.

(2) Zur Fortfiihrung der Kanzlei eines verstorbenen Berufsberechtigten, der Mitglied der Kammern
der gewerblichen Wirtschaft war, gelten die Bestimmungen der §§ 41 bis 45 der Gewerbeordnung 1994,
BGBI. Nr. 194, mit der Mafigabe, dass die Parititische Kommission Behorde ist.

6. Hauptstiick
Verwaltungsiibertretungen

Strafbestimmungen

§ 89. Sofern die Tat nicht den Tatbestand einer in die Zustindigkeit der Gerichte fallenden strafbaren
Handlung bildet, begeht eine mit einer Geldstrafe von 436 Euro bis zu 14 536 Euro zu bestrafende
Verwaltungsiibertretung, wer

1. ohne Berufsberechtigter zu sein einen Bilanzbuchhaltungsberuf selbstindig ausiibt oder eine der
in §§ 2 bis 4 angefiihrten Tétigkeiten anbietet, ohne die erforderliche Berechtigung zu besitzen,
oder

2. eine Berufsbezeichnung geméal den §§ 58 oder 70 unberechtigt verwendet oder

3.der Verpflichtung zur Verschwiegenheit gemédll § 76, ohne davon entbunden zu sein,
zuwiderhandelt.

2. Teil
Disziplinarrecht

§ 90. (1) Bilanzbuchhalter, die ordentliche Mitglieder der Kammer der Wirtschaftstreuhénder sind,
unterliegen den disziplinarrechtlichen Bestimmungen des 2. Teiles des
Wirtschaftstreuhandberufsgesetzes, BGBI. 1 Nr. 158/1999, mit der MaBigabe der sinngemifen
Anwendung des § 120 des Wirtschaftstreuhandberufsgesetzes, BGBL. I Nr. 158/1999, sofern sie
vergleichbare Verpflichtungen im Sinne dieses Bundesgesetzes treffen.

(2) Berufsberechtigte, die Mitglieder der Kammern der gewerblichen Wirtschaft sind, unterliegen
zusétzlich zu den Bestimmungen der Verordnung gemif3 § 69 den Ausiibungs- und Standesregeln gemal
§ 69 der Gewerbeordnung 1994, BGBI. Nr. 194. Beruft sich ein solcher Bilanzbuchhalter im beruflichen
Verkehr gegeniiber den Abgabenbehoérden des Bundes falschlich auf eine ihm erteilte Bevollméchtigung,
sind die disziplinarrechtlichen Bestimmungen des 2. Teiles des Wirtschaftstreuhandberufsgesetzes,
BGBI. I Nr. 158/1999, sinngeméB anzuwenden. Zusténdig dafiir ist die Paritdtische Kommission.

3. Teil
Parititische Kommission

§ 91. (1) Der Sitz der Paritdtischen Kommission ist Wien.
(2) Die Parititische Kommission besteht aus sechs Mitgliedern.

(3) Die Kammer der Wirtschaftstreuhiinder und die Wirtschaftskammer Osterreich haben je drei
Mitglieder zu bestellen. Fiir jedes Mitglied ist in gleicher Weise ein Ersatzmitglied ausschlieBlich fiir den
Fall der Verhinderung zu bestellen. Mitglieder und Ersatzmitglieder sind bei Vorliegen von wichtigen
Griinden durch die bestellende Kammer abzuberufen.
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(4) Die Mitglieder und die Ersatzmitglieder der Paritdtischen Kommission sind fiir die Dauer von
sechs Jahren zu bestellen. Die Wiederbestellung nach Ablauf der Funktionsdauer ist zuldssig.

(5) Die Paritatische Kommission hat, soweit nicht ein anderes Organ ausdriicklich zustdndig ist, alle
Angelegenheiten und Aufgaben der Vollziehung dieses Bundesgesetzes wahrzunehmen.

(6) Die Paritdtische Kommission ist beschlussfiahig, wenn wenigstens vier Mitglieder anwesend sind.
Die Parititische Kommission hat ihre Beschliisse mit einfacher Stimmenmehrheit zu fassen. Im Falle der
Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des Vorsitzenden. Der Vorsitz hat jéhrlich zwischen den von
der Kammer der Wirtschaftstreuhéinder und der Wirtschaftskammer Osterreich bestellten Mitgliedern zu
wechseln.

(7) Die Kosten der Mitglieder und Ersatzmitglieder der Parititischen Kommission haben die
Kammer der Wirtschaftstreuhéinder und die Wirtschaftskammer Osterreich fiir die von ihnen jeweils
bestellten Mitglieder und Ersatzmitglieder zu tragen. Sémtliche Kosten der Parititischen Kommission
haben die Kammer der Wirtschaftstreuhéinder und die Wirtschaftskammer Osterreich zu tragen.

(8) Die Paritdtische Kommission hat sich eine Geschéftsordnung zu geben. Diese bedarf der
Genehmigung des Bundesministers fiir Wirtschaft und Arbeit.

Verschwiegenheitspflicht

§ 92. (1) Die Mitglieder der Paritatischen Kommission und das gesamte mit der Verwaltung betraute
Personal sind verpflichtet, iiber personliche Verhdltnisse, Einrichtungen und Geschifts- und
Betriebsverhéltnisse, die ihnen in Wahrnehmung ihrer Aufgaben in der Paritdtischen Kommission zur
Kenntnis gelangen, Verschwiegenheit zu bewahren. Jede Verwertung von Geschifts- und
Betriebsgeheimnissen ist ihnen untersagt.

(2) Von der Verschwiegenheitspflicht kann auf Verlangen eines Gerichtes oder einer Behorde der
Bundesminister fiir Wirtschaft und Arbeit entbinden. Gegeniiber dem Bundesminister fiir Wirtschaft und
Arbeit bestehen keine Verschwiegenheitspflichten.

Geschiftsordnung
§ 93. (1) Die Paritatische Kommission hat eine Geschaftsordnung zu erlassen.
(2) Die Geschiftsordnung hat insbesondere zu regeln:

1. die innere Geschéftsfiihrung und den Verkehr mit Personen und Stellen auBerhalb der
Paritdtischen Kommission und

2. die Art und Form von Beurkundungen der Beschliisse und die Fertigung der Mitteilungen,
Eingaben und sonstiger Schriftstiicke.

Parteistellung der Paritéitischen Kommission

§ 94. (1) Partei im Berufungsverfahren bei den in diesem Bundesgesetz normierten Verfahren vor
den Landeshauptleuten ist auch die Paritdtische Kommission.

(2) Das Recht, gegen die Entscheidung iiber eine Berufung durch den Landeshauptmann wegen
Rechtswidrigkeit ihres Inhaltes oder wegen Rechtswidrigkeit infolge Verletzung von
Verfahrensvorschriften Beschwerde geméll Art. 131 Abs. 2 B-VG an den Verwaltungsgerichtshof zu
erheben, steht auch der Paritdtischen Kommission zu.

Verordnungsgenehmigungen

§ 95. Die von der Parititischen Kommission beschlossenen Verordnungen sind dem Bundesminister
fir Wirtschaft und Arbeit unverziiglich zur Genehmigung vorzulegen.

4. Teil
Pflichtmitgliedschaft

Mitgliedschaft

§96. (1) Mitglieder der Wirtschaftskammern und Fachorganisationen sind Buchhalter,
Buchhaltungsgesellschaften, Personalverrechner und Personalverrechnungsgesellschaften.

(2) Die Mitgliedschaft der Bilanzbuchhalter und der Bilanzbuchhaltergesellschaften richtet sich nach
den diesbeziiglichen berufsrechtlichen Bestimmungen dieses Bundesgesetzes und den abzugebenden
Erkldrungen 1tber die Mitgliedschaft zur Kammer der Wirtschaftstreuhdnder oder den
Wirtschaftskammern.
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(3) Bilanzbuchhalter und Bilanzbuchhaltergesellschaften sind berechtigt, ihre Mitgliedschaft unter
Einhaltung der diesbeziiglichen berufsrechtlichen Bestimmungen dieses Bundesgesetzes und der Abgabe
einer entsprechenden schriftlichen Erklarung an die Parititische Kommission mit 31. Dezember eines
jeden Jahres zu wechseln. Eine solche Erkldrung muss spitestens am 30. September des Jahres, mit
dessen Ablauf die Mitgliedschaft gewechselt wird, einlangen.

5. Teil
Schlussbestimmungen

In-Kraft-Treten
§ 97. Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Janner 2007 in Kraft.
Ubergangsbestimmungen

§ 98. (1) Erlangte Berechtigungen, Bezeichnungsvorschriften, Anwartschaften und erworbene
Rechte ,,Gewerblicher Buchhalter” und ,,Selbstindiger Buchhalter” bleiben auch nach dem In-Kraft-
Treten dieses Bundesgesetzes unberiihrt.

(2) Erworbene Anwartschaften ,Selbstindiger Buchhalter betreffend die Zulassung zur
Fachpriifung Steuerberater bleiben unberiihrt. Tatigkeiten als ,,Selbstdndiger Buchhalter nach In-Kraft-
Treten dieses Bundesgesetzes sind den in § 14 Abs. 1 Z 3 des Wirtschaftstreuhandberufsgesetzes
normierten Voraussetzungen anzurechnen.

(3) Offene Priifungsverfahren und offene Antrdge in Priifungsverfahren ,,Gewerblicher Buchhalter*
und ,,Selbstindiger Buchhalter” sind nach den vor dem Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes jeweils
geltenden Vorschriften zu beurteilen und weiter zu fithren. Bestehende Priifungsausschiisse und
Priifungskommissionen bleiben weiterhin bestehen. Priifungsverfahren sind bis spétestens 31. Dezember
2007 zu beenden.

(4) Antrage auf offentliche Bestellung kdnnen nur bis spdtestens 31.12.2007 gestellt werden. Der
Erwerb der Berechtigung zur Ausiibung ,,Gewerblicher Buchhalter und ,,Selbstindiger Buchhalter*
endet spatestens am 30. Juni 2008.

(5) Selbstindige Buchhalter und Gewerbliche Buchhalter, welche eine der folgenden Ausbildungen
nach dem 31.12.2000 abgelegt haben, sind von den in diesem Bundesgesetz normierten Fachpriifungen
befreit:

l.a)den  Ausbildungsgang ,Diplomierter Steuersachbearbeiter der Akademie der
Wirtschaftstreuhdnder GmbH und

b) einen mindestens 130 wenigstens 45-miniitige  Unterrichtseinheiten umfassenden
Ausbildungsgang Personalverrechnung an der Akademie der Wirtschaftstreuhdnder GmbH, an
einem Berufsforderungsinstitut der AK und des OGB, an einem Wirtschaftsforderungsinstitut
einer Wirtschaftskammer oder der Akademie fiir Recht und Steuern oder

2. a) die Ausbildung zum Bilanzbuchhalter an einem Berufsférderungsinstitut der AK und des
OGB und

b) einen mindestens 130 wenigstens 45-miniitige Unterrichtseinheiten umfassenden
Ausbildungsgang Personalverrechnung an der Akademie der Wirtschaftstreuhdnder GmbH, an
einem Berufsforderungsinstitut der AK und des OGB, an einem Wirtschaftsforderungsinstitut
einer Wirtschaftskammer oder der Akademie fiir Recht und Steuern oder

3.a)die  Ausbildung zum Bilanzbuchhalter der  Wirtschaftsforderungsinstitute  der
Wirtschaftskammern und

b) einen mindestens 130 wenigstens 45-miniitige Unterrichtseinheiten umfassenden
Ausbildungsgang Personalverrechnung an der Akademie der Wirtschaftstreuhdander GmbH, an
einem Berufsforderungsinstitut der AK und des OGB, an einem Wirtschaftsforderungsinstitut
einer Wirtschaftskammer oder der Akademie fiir Recht und Steuern absolviert haben.

(6) Wurde eine der in Abs. 5 genannten Ausbildungen vor dem 1.1.2001 erfolgreich absolviert,
besteht eine Befreiung von den in diesem Bundesgesetz normierten Fachpriifungen nur dann, wenn eine
Ausbildung im Ausmal von insgesamt 50 Lehreinheiten zu je 45 Minuten mit folgenden Gegenstinden
nach dem 31.12.2000 erfolgreich absolviert wurde:

1. 20 Lehreinheiten aus Buchhaltung und der Anfertigung von Jahresabschliissen,
2. 10 Lehreinheiten aus Kostenrechnung,
3. 10 Lehreinheiten iiber die Grundziige des Steuerrechts und
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4. 10 Lehreinheiten aus Personalverrechnung.

(7) Die Bestimmungen der Abs. 5 und 6 gelten nur fiir Personen, die bis spétestens 31.12.2007 einen
schriftlichen Antrag auf 6ffentliche Bestellung bei der Paritdtischen Kommission eingebracht haben.

(8) Fiir Selbstindige Buchhalter, die bis 31.12.2007 nicht die in diesem Bundesgesetz normierten
Voraussetzungen fiir die Erlangung der Berufsberechtigung als Bilanzbuchhalter erfiillen, endet mit
Ablauf dieses Tages die Mitgliedschaft zur Kammer der Wirtschaftstreuhidnder. Mit Beginn des 1.1.2008
beginnt fiir diese Personen die Mitgliedschaft zu den Wirtschaftskammern und ihren Fachorganisationen.

Verweisungen

§ 99. Soweit in diesem Bundesgesetz auf Bestimmungen anderer Bundesgesetze verwiesen wird,
sind diese in ihrer jeweils geltenden Fassung anzuwenden. Dies gilt nicht fiir die in § 2 Abs. 1 Z2
enthaltenen Verweisungen auf die Bundesabgabenordnung.

Zwischenstaatliche Vereinbarungen

§100. (1) Die Paritdtische Kommission hat von den Bestimmungen dieses Bundesgesetzes
abweichende Regelungen, sofern dies zur Erfiillung zwischenstaatlicher Vereinbarungen erforderlich ist,
nach Maf3gabe dieser Vereinbarungen durch Verordnungen zu treffen.

(2) Eine Verordnung gemiBl Abs. 1 kann bereits vor In-Kraft-Treten der zwischenstaatlichen
Vereinbarung erlassen werden. Sie tritt jedoch erst mit dieser in Kraft.

(3) Die Paritétische Kommission hat durch Verordnung insbesondere zu bestimmen,

1. welche Diplome, Priifungszeugnisse und sonstigen Befédhigungsnachweise, die auf dem Gebiet
der EWR-Vertragsparteien auBerhalb der Republik Osterreich erworben wurden, die
Voraussetzungen der fachlichen Befédhigung im Sinne dieses Bundesgesetzes zu erfiillen geeignet
sind,

2. welche allfilligen zusétzlichen fachlichen Kenntnisse Staatsangehorige der EWR-
Vertragsparteien jeweils fiir die Verleihung einer Befugnis nach diesem Bundesgesetz entweder
in Form von Eignungspriifungen nachzuweisen oder in Form von Lehrgéngen zu erwerben haben
und

3. wann und in welcher Form Staatsangehorige der EWR-Vertragsparteien das Erbringen von
Dienstleistungen bei der Paritdtischen Kommission anzuzeigen haben, und dass sie den
Disziplinarvorschriften in gleicher Weise wie Inlidnder unterliegen.

(4) Verordnungen gemil Abs. 2 und 3 sind im Internet kundzumachen. Die im Internet
kundgemachten Inhalte miissen jederzeit ohne Identitidtsnachweis und gebithrenfrei zugénglich sein und
in ihrer kundgemachten Form vollstdndig und auf Dauer ermittelt werden kdnnen.

Vollziehung

§ 101. (1) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist der Bundesminister fiir Wirtschaft und
Arbeit betraut.

Fischer

Schiissel

www.ris.bka.gv.at



BUNDESKANZLERAMT

AMTSSIGNATUR

Unterzeichner

serialNumber=1026761,CN=Bundeskanzleramt,C=AT

Datum/Zeit 2017-11-27T15:16:21+01:00
Informationen zur Prufung des elektronischen Siegels bzw. der elektronischen
e : Signatur finden Sie unter: https://www.signaturpruefung.gv.at
Prafinformation Informationen zur Prufung des Ausdrucks finden Sie unter:
https://lwww.bka.gv.at/verifizierung
Hinweis Dieses Dokument wurde amtssigniert.




	BUNDESGESETZBLATT

		2017-11-27T15:16:21+0100
	serialNumber=1026761,CN=Bundeskanzleramt,C=AT
	Informationen zur Prüfung finden Sie unter http://www.signaturpruefung.gv.at




